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Die Entente W neben der Herabſetzung der
Reichswehr auf 100 000 Mann neuerdings noch die Auf-
löſung der Sicherheitspolizei. Der Wortlaut der Noten,
in denen die Beſchlüſſe von Boulogne uns mitgeteilt
werden ſollen, liegt hier noch nicht vor und es läßt ſich
daher noch nicht mit Beſtimmtheit ſo en, ob die uns
dafür zugeſtandene Erhöhn der früheren, alſo der
„blauen“ Polizei genügen wird, um den ſchweren Schlag,
der jetzt gegen Deutſchlands Ordnung und friedlichen
Wiederaufbau geführt wird, aufzufangen. o wider
r es für uns Sozialiſten iſt, uns immer wiedermit dieſen Dingen befaſſen zu per ſo muß doch dieſe

neueſte Gefahr erörtert werden. Deutſchland geht allem
Anſchein nach neuen ſchweren wirtſchaftlichen Kriſen
entgegen. Der Friede von Verſailles, den die meiſtenDeutſchen gar ni t kennen und über deſſen Folgen die
allerwenigſten ſich von Anfang an im Klaren waren,
beginnt zu wirken. Der zehnprozentige Lohnabzug iſt
eine dieſer Wirkungen, die von der deutſchen Arbeiter
klaſſe am empfindlichſten geſpürt werden. Durch die
unabhängig-kommuniſtiſchen Demagogen werden aller
dings die Maſſen irregeführt und und es wird
bei dieſer Gelegenheit wieder einm egen die ſozial-
demokratiſche Tug Sturm gelaufen, die an der neuen
Steuergeſetzgebung hervorragend mitgewirkt und dem
n zugeſtimmt hat. ie die finanziellen Laſten
Deutſchlands anders als durch dieſe Steuerpolitik ge-
brochen werden könnten, deren antikapitaliſtiſcher
rakter am beſten durch die wütenden Angriffe der Rechten
e r beleuchtet wird, wird von den Linksadikalen allerdings nicht erklärt. Die Unabhän
haben zwar ſelbſt und von vornherein erklärt, daß wir
das Diktat der Sieger annehmen müßten und ſie haben
damit die Möglichkeit beſſerer Friedensbedingungen
ſabotiert. Jetzt aber, wo das Volk die Konſequenzen der
r tragen muß, ſpekulieren ſie auf ſeine
Vergeßlichkeit und hetzen ihn von neuen auf

Jedenfalls hat eine tiefe Unruhe die deutſche Arbeiter
und Angeſtelltenſchaft ob des ſchweren fühlbaren Opfers
ergriffen, das ſie jetzt tragen ſoll und von allen Seiten
wird zu Widerſtand gegen den Steuerabzug aufgefordert.
Eine neue Streikwelle im Zuſammenhang mit den un-
vermeidlichen neuen Gehalktsforderungen ſteht in gang
Deutſchland bevor und manche durch den Rohſtoffmange
und die ſchlechte Konjunktur bedrohte Induſtrie ſieht
dieſe Lohnbewegung nicht ungern kommen, weil ſie ihr
den Vorwand für Maſſenkündigungen bieten ſoll. Auch
das hängt mit dem Verſailler Vertrag zuſammen, vondem die deutſche Friedensdelegation in ihren Noten vor

einem Jahr wiederholt prophezeit hat, daß er die Ver-
nechtung Deutſchlands als Jnduſtrieſtaat bedeutet. Die
große Kriſe der Arbeitsloſigkeit hat bereits begonnen
und ſie dürfte mit der Zeit immer akuter werden.

Eine andere Folge des verlorenen Krieges und des
Verſailler Friedens, die ſchwere Verſchlechterung der
Kaufkraft des deutſchen Geldes, wirkt auf die Preiſe
der Lebensmittel zurück. Das Brot iſt enorm an Preis
gen ebenſo die meiſten anderen rationierten
Lebensmittel, und wenn die neue bürgerliche Regie-
rung, die die V. S. P. heben wollte, die Zwangswirtſchaft
aufhebt oder nur weiter „abbaut“, wird die Teuerung
noch fürchterlichere Dimenſionen nehmen. In den letzten
Tagen ſind in verſchiedenen Städten Deutſchlands, im
Weſten, im Norden und im Süden ſchwere Teuerungs-
krawalle ausgebrochen. Plünderungen, ja blutige Zu-

J „„;„;„JEine volniſche Miederlage.

Die ſeit einem Monat ſtändig angekündigte große
dolſchewiſtiſche Offenſive, die dann jedesmal wieder de-
mentiert wurde, ſcheint nunmehr tatſächlich auf der
ganzen Linie eingeſetzt zu haben. Bereits vorgeſtern
chrieb die „Prawda“, im Zuſammenhang mit der Offen-
ſive ſei es klar geworden, daß die Bourgeviſie aller Nach
barſtaaten und des Weſtens nur voller Haß gegen das
Sowjetregime auf Gelegenheit warteten, neuerlich mili-
P äriſch aufzutreten. Wir dürfen, heißt es weiter, den
Vorſchlägen über einen Waffenſtillſtand und Einſtellung
der Feindſeligkeiten, ſowie Vermittlungsverſuchen nicht
die geringſte Aufmerkſamkeit ſchenken. Wir werden den
Kampf an der Weſtfront nicht aufhören laſſen, als
bis an Stelle des BourgeoisPolens ein bolſchewiſtiſchesPolen mit unſerer vilſe entſtanden ſein wird. Wir
werden künftig der Südfront genügend Kräfte ſenden,
um die Denikin-Armee vollends zu liquidieren.
In dem amtlichen Moskauer Bericht heißt es, daß
infolge des Eingreifens der ruſſiſchen Kavallerie in diee deren polniſchen Linien folgendes Ergebnis erzielt

Die neueſte Gefahr.
ſammenſtöße zwiſchen der Menge und der Polizei ſind
vorgekommen.

Der Verſailler Frieden beginnt zu „wirken“.
Jetzt gilt es die ſchwere Kriſe zu überwinden, die

arg dauern wird, bis die erſten Anſätze eines Sieges
er Vernunft auf ſeiten der Entente fühlbar werden,

bis die Verkündung einer Reviſion des Verſailler
riedens die Kaufkraft der Mark wieder hebt und damit
ie ris ſchlimmſten Folgen des unſeligen Diktats

beſeitigt. Wir werden nie aufhören, den Rechtsparteien
vorzuhalten, daß ſie durch ihre Hetze gegen die Koalitions-
regierung und durch den „Ruck nach rechts“, den dieſe
See bei den Wahlen zur Folge hatte, die Reviſion des
Friedens verſchoben haben. Die „Atmoſphäre“ für dieReviſion, um den Ausdruck eines hervorragenden Mit-
Predeg unſerer Friedensdelegation, des Demokraten

r. Melchior, zu gebrauchen, ſie war im April zurzeit
von San Remo, geſchaffen durch die Niederwerfung des
Militariſtenputſches durch die deutſche Arbeiterklaſſe.
Jetzt hat ſich dieſe Atmoſphäre unter dem Druck des
deutſchnationalen und volksparteilichen Stimmenzu-
wachſes vollſtändig geändert und die neueſten Forde-
rungen der Entente ſind der beſte Beweis dafür. Das
Deutſchland der rein bürgerlichen Regierung begegnet
im Ausland keinem Vertrauen. Die Anweſenheit von
Parteifreunden Streſemanns im neuen Kabinett zwingt
uns leider hinzuzufügen: Mit Recht!

Der neueſte Schlag der Entente iſt umſo gefährlicher,als er uns in dem e e in dem die l
ſchaftliche Kriſe Nur n bös Narrwird in den folgenden Ausführungen den Beweis da
für erblicken, daß wir die Auflöſung der Sicherheits
polizei deshalb bedauern würden, weil wir in den bis
herigen oder kommenden Kämpfen und Unruhen Partei
gegen die Arbeiterſchaft ergreifen. Tatſache iſt aber, daß
as Vorhandenſein einer ſtarken Sicherheitspolizei allein

eine Gewähr dafür bietet, daß ſich die kommende Kriſe
möglichſt ohne Blutvergießen abſpiele. Wir ſind wahr
haftig keine Anbeter der bewaffneten Macht, aber wir
wiſſen, daß ſie notwendig iſt, um den Hitzköpfen, Spitzeln
und und ſonſtigen dunklen Elementen, die bei allen
Krawallen ihre unüberlegte bzw. ſchmutzige Hand im
Spiele haben, die Arbeit zu erſchweren. Die meiſten
Ausſchreitungen, die mit Blutvergießen enden, entſtehen,
wenn die Menge von dieſen Hitzköpfen oder Spitzeln
aufgeputſcht wird und ein ſtaatliches Gegengewicht nicht
vorhanden iſt. Dort, wo die blaue oder n Polizei
nicht zur Stelle iſt, haben die aufreizenden Elemente
immer freie Hand. Kommt die Polizei zu ſpät, das
beweiſt, wenn die Exzeſſe bereits im Gange ſind, dann
endet es meiſt mit Blutvergießen.
für uns Sozialiſten umſo unerquicklicher, als wir ja
innerlich auf ſeiten des leidenden Volkes ſtehen. Aber
es iſt unſere Pflicht, auch jetzt, wo wir nicht mehr die
Verantwortung für die Regierung zu tragen haben, zu
ſagen, daß wir es im Jntereſſe der Arbeiterklaſſe ſelbſt
für dringend notwendig halten, daß ſich die kommenden
Wochen in Ruhe abwickeln. An der möglichſt ungeſtörten
Entwicklckung des Wirtſchaftslebens hat niemand ein
größeres Intereſſe als die Arbeiterſchaft ſelbſt.

Das deutſche Volk möge indeſſen erſehen, welche
Suppe es ſich am 6. Juni eingebrockt hat, indem es den
Demagogen von rechts und links ſo ſtarke Gefolgſchaft
geleiſtet hat.
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1. Die 2. polniſche Armee iſt außer Gefecht geſetzt;
2. die 3. polniſche Armee in der Gegend von Kiew iſt

von ihren hinteren Verbindungen abgeſchnitten;
3. die 6. polniſche Armee in der Gegend von Polonsk

g in ihrer rechten Flanke die Stütze verloren und
hren Rückzug bereits begonnen.

Weiter ſagt der rote Bericht:
Ausgehend von dem Einbruch in die polniſche Front

hat die ruſſiſche niederſchmetternde Offenſive auf der
ganzen Front begonnen. Die 3. polniſche Armee hat
auf die Gefahr hin, ganz in unſere Hände zu fallen, ihre
Konvois, Depots und Lager vernichtet. Jhr Rückzug
iſt in Flucht ausgeartet. Ein Teil der Armee iſt in
unſere Hände gefallen, ein anderer Teil hat ſich über
die Felder und Wälder zerſtreut. Dem Reſt gelang es,
über Kompoſten ſich einen Rückweg zu bahnen. Jeden-
falls exiſtiert die 3. polniſche Armee nicht mehr. Die
anze Gegend von Juto (7) iſt von brennendenKonvois und Autos aller Arten erfüllt. Wir haben

70 Geſchütze, 250 Maſchinengewehre, ungezählte Ge-
wehre und Kanonen erbeutet. Die rote Armee mar-

U ſchiert auf der ganzen Front vorwärts.

Dieſes Thema iſt

et in die Hand genv

Der Freiheitskampf in Jrland.
London, 27. Juni. Reuter. Jn Fermoy (Grafſchafi

Cork) haben Sinnfeiner den Brigadegeneral Lucas und
zwei Offiziere gefangen genommen. Die beiden Offi-
iere ſind inzwiſchen wieder nach Fermoy zurückgekehrt,
t Aufenthaltsort von Lucas iſt noch nichts be
annt.

Amſterdam, 28. Juni. „Times“ melden aus Cork
zur Gefangennahme des Brigadegenerals Lucas, daß er
mit zwei Oberſten einen Ausflug unternommen hatte.
Nachts wurden die Offiziere im Felde von einer Bande
bewaffneter und maskierter Männer überfallen, die in
zwei Kraftwagen angekommen waren. Der eine Oberſt
wurde beim Verſuch zu entfliehen durch Schüſſe ſchwer
verwundet, worauf die Sinnfeiner den anderen Oberſt
zur Hilfeleiſtung zurückließen und mit dem Brigade-
general davonfuhren.,

Der Hort des Jſlams.
Der Hort des Jſlams wer ſollte es anders ſein

als England! Ueberall, wo es ſein ſiegreiches Banner
aufpflanzt, in Afrika, in Jndien, iſt die Befreiung des
r und der iſlamitiſchen Volksſtämme ſeine erſte
Sorge. So auch in Meſopotamien, wo laut amtlicher
Meldung unter dem britiſchen Mandat das n
geſetz unter beratender Mitwirkung der Bevölkerung
aufgeſtellt werden wird, durch das die Entwickl des
Landes zu einem Staat mit Selbſtregierung erleichtert

r ehe e W ähe des ne i er a„auf eigenen Füßen zu n“. em Behuf hadas Kriegsamt in London einen Aufruf an die ehemali
gen Soldaten erlaſſen, bei der Reſerve Dienſte zu neh
men. Eine n der Heeresreſerve im Orientf
um 15000 bis 20000 Mann ſei erforderlich. Auch im
kleinaſiatiſchen Bannkreis von Konſtantinopel hat man
etzt die Befreiung der Türkei von kürki Peſt

mmen. Nach einer Meldung
des „Journal des ats“ hat die r ä Armeeunter engliſcher Aegide es die
Muſtapha Kemal Paſcha die Offenſive begonnen. Die
Operationen ſollen einen günſtigen Verlauf nehmen.
Gelungen iſt die Befreiung bereits in Arabien, wo ein
„vorläufiger“ Staatsrat unter einem arabiſchen Präſi-
denten mitſamt einer freigewählten Nationalverſamm-
lung Hüter der engliſchen Freiheit ſein werden. Wir
hoffen, daß ſich auch noch in den übrigen Teilen Klein-
aſiens der ebenſo unbegreifliche wie handgreifliche Wider
ſtand gegen dieſe Freiheit bald legen wird.

Reuklionüre Provolutionzpolitil

Die „Enthüllungen“ des „Bayriſchen Courier“ über
angebliche kommuniſtiſche Umſturzpläne geben der bür-
gerlichen Preſſe aller Schattierungen Anlaß, wieder ein
mal in der wüſteſten Weiſe gegen die Arbeiterſchaft los-
zuziehen. Der Zweck iſt klar und durchſichtig: die Er
regung in den breiten Maſſen des Volkes foll ſo lange
geſchürt werden, bis ſie ſich in Unruhen entladet, und
dann glaubt der Militarismus die eit gekommen, ſeine
Maſchinengewehre gegen die Arbeiterſchaft loszulaſſen
Der Bolſchewiſtenſchreck hatte bekanntlich ſchon während
des Wahlkampfes in der bürgerlichen Agitation eine
große Rolle geſpielt. Jetzt, nachdem der Ausfall der
Reichstagswahlen den deutlichen Beweis dafür erbracht
hat, daß ſich das Sowjetſyſtem in Deutſchland nur einer
geringen Anhängerſchaft erfreut, ſucht man durch Lügen
und Entſtellungen dieſen Tatbeſtand zu verſchleiern und
es ſo hinzuſtellen, als lauere die Arbeiterſchaft nur auf
den Augenblick, um die demokratiſche Republik gewalt
n in ein Räteſyſtem nach ruſſiſchem Muſter zu über-
ühren.

Wenn heute tatſächlich, wie auch wir zugeben en,
die Erregung in der arbeitenden Bevölkerung Deutſch-
lands ſtark iſt, ſo iſt ſie doch auf ganz andere Urſachen
als auf die Sehnſucht nach dem allein ſelig machenden
Rätedeutſchland zurückzuführen. Kleine Kreiſe der Ar-
beiterſchaft mögen dieſem, von den Kommuniſten immer
wieder geprieſenen Jdeal nachſtreben und es mit allen
Mitteln, auch mit denen der Gewalt, zu erſtreben ver
ſuchen, die breite Maſſe jedoch und auf dieſe allein
kommt es an iſt über ganz andere Dinge erregt: über
die ungeheuere Auswucherung, der ſie ſchutzlos preisge-
geben iſt und die gerade in der letzten Zeit einen bi
nicht dageweſenen Umfang angenommen hat. Die Ur
heber dieſer Teuerung aber ſind in demſelben Lager zu
ſuchen, aus dem jetzt die Notſchreie über den kommenden
Umſturz von links am lauteſten ertönen. Wir zweifeln
nicht, daß die Arbeiterſchaft rechtzeitig erkannt oder ſchon
erkannt hat, daß ſie hier ihre Feinde zu ſuchen und zu
bekämpfen hat. Wenn die Erbitterung über den
ſetzten Wucher in einzelnen deutſchen Städten zu Er-
hebungen und Gewalttätigkeiten bat ſo be
dauern wir das in Linie. Jedoch müſſen wir
dieſe Vorgänge pſychologiſch zu begreifen verſtehe

müſſen,



nach dem Maſchinen

die heute allein z keinen. e en,a t ſchwö es z recht
ob ſie nicht i politiſchen Freundenzeitig überlegen,eine beſſere Sie beibringen ſollen, damit

der unerhörten
e Wird der werktätigen Bevölkerung ein
menſchenwit e7 Daſein ährleiſtet, ſo iſt damit

öglichkeit einer Bolſchewiſtenerhebung in Deutſ
and von vornherein die Spitze genommen. Wenn diefe

Möglichkeit nicht ausgenutzt wird, ſo kann hierfür dieArbeiterſchaft in allerlepter Linie verantwortlich ge
macht werden.

Auch die rechtsſtehende Preſſe in unſerem Bezirk
kann ſich nicht genug tun in dieſer
Methode. Sie bringt zum größten Teil auch ſogar die

r der fagenhaften „Roten Armee“ in nament-
icher Fpfſrwrung aber ſogar bürgerliche Blätter er-

heben Einſpruch gegen dieſes Treiben. So ſchreibt die
ſener Zeitung“ unter der Ueberſchrift „Die rote Ge
ſpenſterarmee“:
In der Reihe der antibolſchewiſtiſchen Veröffent-

lichungen, die jetzt in der Preſſe täglich erfolgen, findetſich auch ein Schriftſtück, daß einem Kurier er Roten
Armee in Halle abgenommen wurde. Es heißt da:
eeoaveorrrervvcccwraaraaaaaaaaaaenReichs

Sicherh. „G, Flammen MinenArmee- Gruppe /Org. Arb. Eſnwohn. Waſch.-G. Werfer Werſer Geſchütze

S 5060lin 45000 15 000 1500 100 150Hamburg 35000 15/18000 8005 90 200 400
(auf Werften liegendes Material)

Braunſchweig 40000 10000 3400
Breslau 22000 7000 20 48Schneidemühl 18000 10000 400 s 30 18

(Material von Baltikumtruppen

Plauen 35000 8000 150 60 2(auf Autos in Plauen verſteckt.)
Erfurt 40000 10000 120 10 90Rürnberg 65/70000 4000 die weiteren Angaben ſollte der Kurier

am 13. 4. von Rürnberg holen.

Der „Lokal-Anzeiger“ ſchließt aus dieſer Tabelle, daß
die „Rote Armee“ über 10870 Maſchinengewehre, 290
Flammenwerfer, 700 Minenwerfer und 420 Geſchütze
verfüge. Bei näherer Betrachtung entſteht aber die
Frage, ob es ſich bei dieſer Aufſtellung, n ſie authen-
tiſch iſt, nicht um etwas ganz anderes handelt, nämlich
um den Verſuch linksradikaler Kreiſe, ſich einen Ueber-
blick über die Machtmittel der Reichswehr, der Sicher-
heitspolizei uſw. zu verſchaffen, alſo militäriſch ge-
ſprochen, um das Ergebnis eines Spionagedienſtes, wie
er in der Zeit des bewaffneten Friedens vor dem Welt
krieg von allen Generalſtäben organiſiert war.“

Es iſt nun eine leider unbeſtreitbare Tatſache, daß
ſich die extrem gerichteten Parteien gegenſeitig beſpitzeln.
Die Ausgeburten der Phantaſie dieſer Spitzelkreaturen,
die doch ihre Nützlichkeit beweiſen müſſen, werden dann
namentlich von der rechtsſtehenden Preſſe dazu benutzt,
um eine infame Hetze gegen die Arbeiterſchaft zu be-
treiben, die ſich dann natürlich auch gegen die Kreiſe zu
richten beginnt, die auf dieſen Schwindel nicht ohne
weiteres hereinfallen. Es iſt unſeres Erachtens not
wendiger, wenn ſolche Senſationsmeldungen auftauchen,
die Aufmerkſamkeit nicht auf die Beſchuldigten, ſondern
auf die Kreiſe zu richten, die dieſe Beſchuldigungen er
heben. Aber wird das die Regierung tun? Dank der
Hilfe der Unabhängigen herrſchen ja da oben bald wieder
allein die Kreiſe, die auf dieſe Art und Weiſe das Volk
provozieren.

die Wahrheit über den Landarbeiterſtreik in Hinter
pommern.

Von ſeiten des Landarbeiter- Verbandes wird den
„P. P. N.“ geſchrieben:

Ueber den Streik der hinterpommerſchen Land-
arbeiter werden ſehr viele falſche Nachrichten verbreitet.
Die Organiſation der Landarbeiter wird öffentlich be-
rchuldigt, den Streik ſeit langem vorbereitet und ohne
Grund provoziert zu haben. Wenn man erfährt, daß
all dieſe Nachrichten aus ein und derſelben Quelle, aus
der Geſchäftsſtelle des Pommerſchen Landbundes,

At öchandſſell.

Roman von Ludwig Anzengruber.
(73. Fortſetzung.) 90
War die erſte Mahnung an die Heimat, unter welcher

Nagdalenens Herz ſchmerzhaft zuſammenzuckte, wie ein plötz-
licher rauher Riß, der die kaum verharſchte Wunde aufs neue
bloßlegte, ſo war die zweite die Begegnung von dorther

brutal, aber heilend wie ein chirurgiſcher Eingriff, der
ſie wieder ſchloß. Jene waren tot, vor deren Begegnen,
ſelbſt in ihren Gedanken und Träumen, ſie ſich ängſtigte,
veil ein Wirrſal zwieſpältiger Gefühle auf ſie einſtürzte,
jetzt konnte ſie mit ihnen in wehmutreicher Erinnerung ver
kehren und ihnen jedes liebende Anrecht auf ſich einräu-
men deſto ſchroffer mußte ſie den Anſpruch auf ſolches von
eiten des Müllers zurückweiſen, dem ſie immer fern ge-
ſtanden hatte und dem nahe zu ſtehen ſie ſich nicht denken
konnte, ohne daß er ihr all dies Erinnern und Empfinden
verderbte und befleckte.

Wenn eine Wunde verharſcht, dann bleibt freilich eine
Narbe. aber wie man die körperlichen danach beurteilt, ob
ſie durch ein Gebreſt entſtanden, oder von perſönlichem Mute
zeugen, ſo auch die ſeeliſchen, und nicht nur jenen, die
im Schlachtgewühl der Gefahr trotzten, auch den tapferen
Seelen, die mutig im Kampfe des Lebens ſich bewährten,
tehen Narben ſchön.

Seit auf dem Grasbodenhof der Bauer und Magdalene
wußten „daß ſie einander nichts wollten,“ hatten ſie bei
ſeder Gelegenheit, die ſich ſchickte, die ſie nicht ſuchten, noch
ihr auswichen, einen freundlichen Gruß, oder ein kurzes,
munteres Wort. Gleich nach der entſcheidenden Ausein-
anderſetzung meinte der Bauer ein rechtes Einſehen zu haben,
indem er es vermied, fürder mit der Dirn' und Burgerl
allein auf ſeiner Stube zu mahlzeiten; er führte die alte
Sitte wieder ein und aß gemeinſam mit dem Geſinde in
der unteren Stube. Da, wenn alle durcheinander ſchwatz
ten, ließ er ſich auch in ein halblaut geführtes Geſpräch

mit Leni ein, wobei es oft geſchah, daß beide plötzlich auf
horchten, ſich allein reden hörten und aller Augen auf
ſich gerichtet ſahen, dann verſtummten ſie und wurden ver

er Landarbeiter-Verband hat weder den Streik in
interpommern verbreitet, noch hat er durch eine einzige
ung dem Streik aufgerufen. Die hinterpom-

merſchen Vandarbeiter ſind ganz elementar zur Arbeits-
einſtellung geſchritten, t alle Schiedsinſtanzen durch
laufen waren, weil ſie ſeit Monaten von dem Pommer-
ſchen Landbund in der unverantwortlichſten Weiſe be-
andelt wurden. Sie haben ſeit Monaten auf eine Ver

erung des ſogenannten gedrungen,deſſen Lohnſätze ur die fortſchreitende Steigerung der
Preiſe, gerade für die unentbehrlichſten Bedarfsaktikel
des Landarbeiters, längſt überholt waren. Jn allen
übrigen Provinzen Preußens und im übrigen Deutſch
land haben die land wirtſchaftlichen Arbeitgeber im Laufe
der letzten Monate anerkannt, daß die Verhältniſſe ſi
uungunſten der Landarbeiter verändert haben uh ſich zu einer verhältnismäßigen Erhöhung der
arlöhne verſtanden.

Jn Hinterpommern hatte es aber der Pommerſche
Landbund, hinter dem die Herren von Wangenheim, von
Hertzberg, Lottin und andere ſtehen, ſich vorgenommen,
die Organiſation der Arbeiler Je zertrümmern, um
wieder die unbeſchränkte Macht über ihre Arbeiterkräfte
zu erlangen. Als die Rechtsgrundlage des Zwangs-
tarifes aufgehoben war, v ſich die Arbeitgeber,
in Verhandlungen über den Abſchluß eines neuen Ver-
trages einzutreten. Der Schlichtungsausſchuß wurde
angerufen, in dem die Arbeitgeber und einige Arbeit-
nehmervertreter vom Pommerſchen Landbund ſich dafür
entſchieden, nicht einen Tarif für den ganzen Regierungs
bezirk, ſondern durch die Spruchkammern der einzelnen
Kreiſe Tarife abzuſchließen.

Es beſtand nun nach Anſicht der Landarbeiter Ge-
fahr, daß die Arbeitnehmerbeiſitzer Lenmern t benLandbbundes in den einzelnen Spruchkammern mit den

allen Kreiſen ſehr ungünſtige Tarife abſchließen wür-
den. Sie verlangen von ihrer Organiſationsleitung die
Genehmigung zum Eintritt in den Streik. Auch jetzt
noch verſagte dies die Organiſationslejtung und gab
den telegraphiſchen Beſcheid:

„Vorſtand und Beirat mere daß Schieds-
ſprüche der Kreisſpruchkammer abgewartet werden.
Befürchtung, daß Schiedsſprüche wegen Teilnahme
von Landbund-Arbeitnehmern ungünſtig ausfallen,
wird von uns nicht geteilt. Auf raſche Erledigung
durch Kreisſpruchkammern iſt hinzuwirken. Sollten
einzelne Kreiſe ungünſtig ausfallen, kann mit größe
rem Nachdruck kreisweiſe Kampf geführt werden.“

Die Befürchtungen der Landarbeiter beſtätigten ſich
im Kreiſe Köslin. Hier fand ſich ein Arbeitnehmerver-
treter in der Sitzung der Spruchkammer am 21. Juni,
der mit den Arbeitgebern zuſammen in eine Verlänge-
rung der Arbeitszeit um 187 Arbeitsſtunden willigte,
nd züteng e 7 ine Auge der nvergütung Pla eifen ſollte. Der Barlohnſatz ſo1400 Mk. betragen. r h

Durch den geſchloſſenen Streik ſind nun die Arbeit-
eber in den anderen Kreiſen doch zu der Einſicht ge
ommen, daß man es nicht auf einen für die Arbeiter

ungünſtigen Entſcheid der Kreisſpruchkammer an-
kommen laſſen dürfe. Es haben mittlerweile direkte
Verhandlungen zwiſchen Arbeitgeber- und Arbeitneh-
mervertretern ſtattgefunden, die zu dem Abſchluß von
Tarifverträgen in den Kreiſen Dramburg, Kolberg,
Stolp und Schlawe führten. Jn den Kreiſen Rummels-
burg, Bublitz, Lauenburg und Bütow iſt am 25. Juni
verhandelt worden. Gegenwärtig wird nur noch ge-
ſtreikt in den Kreiſen Lauenburg und Kögslin.

Aus Vorſtehendem iſt für die Bevölkerung erſicht-
lich, daß nicht, wie eine W Preſſe behauptet, ver-
brecheriſche Abſichten der Organiſation der Landarbeiter
dem Streik und einer Schädigung der Volksernährung
zugrunde liegen, ſondern daß nur der mangelnde Wille
der Arbeitgeber bisher eine Einigung mit den hinter-
pommerſchen Landarbeitern vereitelt hat.
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Der Landarbeiterſtreik in Pommern. Laut Meldung
aus Stettin hat der Streik auf den Kreis Bytow über-

wen dann weiß man thren Wert richtig einzu

en hre zuſammen eine Mehrheit bilden und in

m

gegeſſen. Wethrend im Rummel
lungen

t u r greis Schlawe ein Se de ge
r den Krekommen. In den Kreiſen Rummel urg und Lauen

burg benutzten plündernde Banden den Streik, um ihrUnweſen zu treiben. Gegen ſie iſt Sicherheitspolizei aus

Stettin worden. Jm Kreiſe Stolp war die
Techniſche Nothilfe eingeſetzt, um die notwendigen Ar
beiten auszuführen. Sie war gerade nach den r
Orten transportiert, als die Nachricht von dem Abſchluß
des Tarifvertrages für den Kreis Stolp bekannt wurde.
Damit war der Streik beendet und ein Eingreifen nicht
mehr notwendig.

Geßler über die Verminderung der Reichswehr.
Paris, 27. Juni. Reichswehrminiſter ßler er

klärte dem Vertreter des „Matin“, Jules Sauerweindas deutſche Volk könne ſich nicht wieder erheben und
ſeine Verpflichtungen erfüllen, wenn es nicht den inne-
ren Frieden ſicherſtellen könne. Deshalb ſei es unbe-
dingt notwendig, ein Heer von 200 000 Mann zu unter
halten. Die Erfahrungen der letzten 18 Monate hätten
den Beweis geliefert, daß 100 000 Mann nicht ſeerur Bekämpfung der Unruhen im März 1919 ſeien
5 000 Mann notwendig geweſen, zur Niederwerfung der

Sowjets in im April 1919 33 000 Mann, zur
Bekämpfung der Unruhen in Hamburg im Juli 1919
19 000 Mann und im letzten Frühjahr ſeien im Ruhr-
gebiet 40 000 Mann tätig geweſen. Mit 100 000 Mann
müſſe man große Teile deutſchen Gebiets ohne Schutz
laſſen. Auch die n Geſhyes von 50 000 oder 100 000 Sol-
daten bedeute eine Gefahr, da die Entlaſſenen meiſtens
u extremen Parteien übergingen. Ohne ein Heer, dasfähig ſei, die Ordnung aufrechtzuerhalten, ſei die Zu-

ſammenarbeit zwiſchen Frankreich und Deutſchland auf
dem Gebiete des Wiederaufbaues illuſoriſch. Reichs-
wehrminiſter Geßler betonte übrigens noch, daß nicht
nur Lloyd George und Churchill, ſondern auch kompe-
tente Franzoſen die Anſtrengungen anerkannt hätten,
die Deutſchland mache, um zu einer Entwaffnung zu
gelangen. Er habe die Ueberzeugung, daß man nach ge
wiſſenhafter Prüfung der Lage Deutſchland nicht mehr
eines ſchlechten Willens bezichtigen werde.

Ein getrenntes Telephongeſpräch.
Darüber berichtet der „Vorwärts“ folgendes:

nfolge der Alarmnachrichten der bürgerlichen
reſſe über angebliche Generalſtreikabſichten in e
atte unſere Redaktion geſtern morgen ein Telephon-

geſpräch mit unſerem ünchener Parteiorgan, der
„Poſt“, angemeldet, jedoch kam das Geſpräch n
ſtande. Von den Münchener Genoſſen erhalten wir heute
folgenden, die Urſache der Störung in eigentümlicher
Weiſe beleuchtenden Brief:

Werte Genoſſen!
Sie verlangten heute Auskunft wegen des Artikels „Der

deutſche Generalſtreik“ im „Bayeriſchen Kurier“. h Kol
lege wollte Jhnen telephoniſch Beſcheid geben. Als er die
Worte ſprach, daß hier jedenfalls das Machwerk eines Polizei
ſpitzels vorliege, war die Verbindung mit en unterbr n
und das Telephonfräulein erklärte: präch iſt getrennt.
Jn Bayern iſt der Telephonverkehr angeblich rwacht, um
der Schieber und Schleichhändler habhaft p werden. Doch
geht unſere Vermutung längſt dahin, daß die Ueberwachung

St t und S gen r T Waeit hat, eber und e use hen unſere Vermutung durch das heutige Vorkommn

eſtätigt.Dieſer Brief bekräftigt nur unſere m längſt ge
hegte Annahme, daß die Ueberwachung des Telephon
verkehrs zum Zweck der Bekämpfung des Schiebertum
zu politiſchen Zwecken mißbraucht wird. Das Dementi
ſeitens der Poſtbehörden wird natürlich nicht ausbleiben
jedoch können wir unſeren Verdacht erſt dann fallen
laſſen, wenn das Verhalten der n r Poſtbe
hörden aufhört, hierzu fortwährenden Anlaß zu geben

Die amtlichen des Wahlergebniſſes der Stadt
verordnetenwahlen in GroßBerlin liegen vor. Da haben
S. P. D. 39 Mandate, U. S. P. D. 87, die Deutſche Volkspyrte
50, die Deutſchnationalen 26, die Demokraten 16, die Wirtſchaſt
liche Vereinigung und das Zentrum je s und der Bund für Handel
und Gewerbe ein Mandat erhalten.
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ſchlug dann jed'mal ein Gelächter auf. Das war dumm.
Sie gaben ſich daher bei Tiſch und vor dem Geſinde nur
Gruß und kurze Reden und verſparten die rechte Anſprache
für unter ſich, und ſie redeten ſich ſo gut und leicht, wäh-
rend ſie im Garten den Baumgang auf- und niederſchritten.
Freilich hätten ſie merken können, daß, ſeit ſie außerm Ge
ſicht des Geſindes ſprachen, dieſes damit hinter ihrem Rücken
anhob, aber ſie hatten es nicht acht, wenn ſie plötzlich in
irgendeiner Ecke auf ein Paar ſtießen, das bei ihrer An-
näherung mit einmal im Texte nicht weiter wußte.

So ſchritten ſie denn über den Kiesweg dahin und es
begannen unter ihren Füßen die welken Blätter zu raſcheln
und vom Raſen hingen die bereiften dürren Halme nieder
und dann ſtarrten die nackten, kahlen Aeſte über ihnen, die
Schneeflocken fielen und die weiße, flaumige Decke behielt
die Fußtapfen auf.

De Weihnachtsabend kam und der Bauer ſtellte ſich bei
Magdalenen mit Geſchenken ein, über welche das ganze Ge-
ſinde kopfſchüttelte. „A was recht is! Was eins ver-
dient und ſich zu ihm ſchickt, das ſoll ihm vergönnt ſein;
aber hat er der Dirn' nit ein Sonntagsſpencer und oben-
drein 's Zeug zu ein' Rock h'naufgenötigt, wie ihn rundum
ſchöner und reicher kein' Bäu'rin tragt?“

Am Morgen nach der hefiligen Nacht, als außen die
Morgenſonne über dem glitzernden Schnee aufſtieg und das
Herdfeuer in der Küche praſſelte, ſagte die alte Seferl,
indem ſie ſich bückte und einige Reiſer auflas, ohne zur
Angeredeten aufzublicken: „Na, Leni, du kannſt wohl mit
deiner Chriſtbeſcher z'frieden ſein.“

„Wahrhaftig, Seferl,“ ſagte treuherzig die Dirne, „ich
weiß nit, wie ich dazukomm'.“

Die Alte richtete ſich auf und ſah dem Mädchen ins
Geſicht. „So? No, mein'sweg'n, jetzt glaub' ich dir noch,
aber wann d' nit in Unehr'n davon erfahren willſt, ſo ſchenk“
du mir auch Glauben, wenn ich dir ſag', der Bauer hat's auf
dich abgeſehen.“

„Eeh' weg,“ lachte Leni, „dazu is er z'viel vernünftig!“
Seferl! wandte ſich brummend ab und ſtörte im Feuer.
Plötzlich ſchattete es im Türrahmen. Der Großknecht Hei-

ner hatte ſich im Flur breit hingepflanzt.) „Guten Morgen,
Seferl,“ rief er. „Guten Morgen, Dirn'! Neujahr is vor

Sprüchel aufſag'. Jch wünſch' dir nur, daß d' es ebenfogut
triffſft, dir n Bauer vom Leib z' halten, wie unſerein'n.

Leni trat auf ihn zu. „'s ſelb' hat's auch gar nit not
daß d' es weißt,“ ſagte ſie trotzig. „Er will mir nix mit

Heiner tat einen langen, halbleiſen Pfiff.
„Sie meint,“ ſagte Seferl, indem ſie die Schultern in

die Höhe zog, „dazu wär' er z'viel vernünftig.“
Der Knecht ſchlug ein kurzes Gelächter auf.
„Wohl, weil ihr ihn nit kennt, wie er is,“ ſagte Leni

der die Zornesröte ins Geſicht ſtieg.
„Brauchſt dich über ein' ehrlichen Rat nit zu erboſen und

rot z' werden wie ein Biberhahn,“ ſagte Heiner und ſchritt
hinweg, hinaus in den Garten und folgte dort breiten Fuß
ſpuren im Schnee, bis er am anderen Ende auf den B
traf, der in das weite Feld hinausſtarrte und ſeine Morge
pfeife qualmte.

„Guten Morgen, Bauer!“
„Auch ſo viel, Heiner. Friſch is 's heut'.“
„Friſch is 's.“
„'s macht der viele Schnee, aber das is 'n Feldern recht

und 'm Menſchen g'ſund.“
„Wohl, wohl. Aber laß dir ſagen, Bauer, jetzt mein

ich ſchon, ich hätt' mich bei dir vom Anfang an recht gut aus
kennt, und was mer ein'm andern nit vergunnt, d'rauf
mer ſelber a Schneid'.“

„Red'ft übernächtig? Was hätt' ich dir nit vergunnt?
„No, haſt mich leicht nit vom Hof geh'n g'heißen, wan

ich mit der Dirn', der Leni, was anfang? Und bei mir häth
ſich doch all's noch in Ehr'n ſchicken können, wozu füh
denn aber bei dir

„Was red'ſt denn für narriſch Zeug? Es is doch da
nix zu Weg, daß 's wohinzu führen müßt'! Jch will doh
gottswahrhaftig, nir mit der Diken'.“

„Aber, du mein Gott,“ ſagte Heiner, indem er die her
hängenden Hände ineinanderfaltete und den Bauer mit wer
geöffneten Augen anſtierte, „dann triebſt doch mit ihr
ganz verfehlt' Weſen! Welche Dirn' möcht' ſich da ken
Gedanken in' Kopf ſetzen

„Dazu is die viel z' g'ſcheit,“ ſagte der Bauer.
Heiner öffnete die gefalteten Hände und ließ die Arm

der Tür', verlaubſt ſchon, daß ich dir gleich heut' mein
am Leibe herunterbammeln, während er feitwärts nach
Krone eines Baues aufblickte (Fortſezung folgt
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Aeutſcher Reihstnn

der neue Reichskanzler, hat vor
beſſ Hauſe ſeine Antrittsrede gehalten. Er

Zabern als einer der beſten rlamentsredner
bekannt e v ſich h reren m h

en in allen Parteien erworben.So C fein Bunder' daß ſeinem Vortrag äußere

J
und gute Aufnahme nicht fehlten.tlich Feheuter ein Programm, um es kurz zu

ſagen, es der Koalitionspolitik auch ohne die
Sogial aten, und man muß c ſehr ſcharf hin
3 n, ha die r e rtei e a diegewohnten änge t haben, herauszufinden. enn man's ſo gert möcht's leidliche en. we n e r Serafa z. zu

eden, e ge egserklärung der Sozialdemokratie herausfordern könnte 4 g
Der utz der demokratiſchen Republik wird in

feierlichſter Form auf das beſtimmteſte zugeſagt, ihr
Ausbau im Sinne der Verfaſſung wird verſprochen.
Aber natnrgemüs c tigt ſich das Programm in erſter
Linie mit den wirtſe ichen Fragen, die uns 4 am
meiſten bedrücken. Hier wird zwiſchen individualiſtiſcher
und ſozialiſtiſcher Wirtſchaftsauffaſſung ein vorſichtiger

Mittel re t.Was den poſitiven Jnhalt des Programms betrifft,
ſo iſt von ſozialdemokratiſcher Seite ſchon im voraus
geſagt worden, 35 man die neue Regierung nicht nach
ihren Worten, ſon nach ihren Taten beurteilen wird.
Geben die ſpäteren Taten Anlaß zur Kritik, ſo wird man
an die Worte vom 28. Juni noch oft erinnern dürfen.
Einſtweilen liegen aber eben nur die Worte vor, die
der Sozialdemokratie keinen Anlaß geben, gegen die
n De uns ſelbſt ſofort eine ſcharfe Kampfſtellung

n.
Der neue Reichskanzler ſchloß pathetiſch pathe-

tiſcher als man es ſonſt im Reichstag zu hören gewohnt
war mit einem Appell an die Parteien, wobei er ſich
insbeſondere an die Sozialdemokratie wandte. Er ſtellte
feſt, daß die Sozialdemokratie von der Regierungsbildung
nicht ferngehalten worden ſei, ſondern ſich aus eigenem
Willen von ihr ausgeſchloſſen habe, und folgerte, daß
aus dieſem c der Dinge beſondere Verpflich-
tungen für die Sozialdemokratie erwüchſen. Die Sozial-
demokratie wird jedoch kaum eine andere Verpflichtung
anzuerkennen vermögen als die, ſich ihren Grundſätzen

eberzeugungen entſprechend gegenüber der neuen
Regierung und ihrer e zu verhalten.

Die Sitzung ſchloß mit einem kleinen Geſchäfts-
ren der beiden ſozialiſtiſchen Parteien. Nach
dem wehrminiſter Geßler die Interpellation der
Unabhängigen über die Zeitfreiwilligentat von Thal kurz
beantwortet hatte, beantragte Ledebour die Beſprechung.
Rechte und Zentrum blieben ſitzen, die Demokraten er
hoben r ſetzten ſich aber auf einen Wink hin
überraſchende ſe eich wieder. Trotzdem wurde die
Beſprechung beſchloſſen, weil die Bänke der Sozialiſten
ſtärker cher waren als die der Bürgerlichen. Sie ſoll
nach Abſchluß der Debatte über das Regierungspro-
zramm erfolgen.

Die Ablehnung der Beſprechung durch die bürger-
n Parteien war weder ſachlich gerechtfertigt noch ein

vortiſches Tiſglrne Nach einer ſehr ſorgfälti
e Vbereiteten Aufführung ſchloß alſo die Vormittagsſitzung

nit einer peinlichen Regieſtörung.

Sitzungsbericht.
2. Sitzung, Montag, 28. Juni, 11. Uhr vorm.

Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt die Entgegen-
zahme der

Erklärung der Regierung.
Reichskanzler Dr. Fehrenbach ſagte u. a.: Der ernſten

Verantwortung, die ſie der Volksgeſamtheit gegenüber auf
ſich genommen hat, iſt ſich die neue Regierung voll bewußt.

Schwere, der ſie erwartenden Aufgaben entſprechen die
rußerordentlichen Schwierigkeiten, die bei ihrer Bildung
iberwunden werden mußten. Wenn die Regierung trotz-
dem entſchloſſen an ihr Werk geht, ſo tut ſie es in der Zu-
derſicht, daß das hohe Haus von dem Verantwortungsge-
ühl beſeelt, ein auf r Vertrauen 'getragenesrbeiten ermöglichen und nach Kräften fördern wird.

dann der Kanzler unter dem Beifall des
Hauſes der alten Regierung den herzlichſten

ank des Vaterlandes ausgeſprochen hatte, fuhr er fort:
Das Programm der neuen Regierung,

das 3 nunmehr Jhnen unterbreite, iſt entſprechend unſerer
ung das Ergebnis einer ſorgfälltigen Beratung des

zanzen Kabinetts. Hocherfreulicherweiſe iſt dabei eine
lücken loſe Uebereinſtimmung ſämtlicher Kabi-
nettsmiglieder u e getreten. Die Konferenz inSpa ſteht unm ttelbar bevor, ſie gibt mir Anlaß zunächſt

ein Wort zu ſagen über

unſere auswärtige Politik.
Alle unſere Beziehungen zum Auslande ſtehen unter dem
Zeichen des Friedensvertrages von Verſailles. Die Laſten,
die er dem deutſchen Volk avferlegt, ſind unermeßlich groß und

Nbentur-m Mittwoch den

30. Juni

pir ihrer vollen Schwere kaum erkannt. Nachdem aber
Deutſchland den Vertrag angenommen hat, kann es für die
Reichsregierung, ſolange ſich die bisher feindlichen Staaten
nicht zur Aenderung verſtehen, kaum eine andere Richtlinie
in der inneren, wie in der äußeren Politik geben als das
Streben, die übernommenen Verpflichtung-gen zu erfüllen, ſoweit dies möglich iſt, beſonders in der Herabſetzung der Heeresſtärke, in ſonſtigen
Abrüſtungsmaßregeln und in der Wiedergutmachung. Vn
dieſer Hinſicht hat die parteipolitiſche Zuſammenſetzung der

auf ihre Stellungnahme keinen Einfluß.
Wenn Verblendete und Unverſöhnliche dies-
ſeits und jenſeits der Grenzen die deutſchen
Leiſtungen ſyſtematiſch herabſetzen, ſo wird es die Aufgabe
der neuen Regierung ſein, urkundlich darzulegen, was mir
bereits geleiſtet, abgetreten und hergegeben haben.

Wir werden es als unſerk vornehmſte Aufgabe be-
trachten, der verhängnisvollen Wechſelwir-
kung, die zwiſchen dem Mißtrauen des Gegners und dem
Mißlingen der Erfüllung der Friedensbedingungen beſteht,
ein Ende zu machen, indem wir alle unſere früheren Gegner
davon überzeugen, daß im deutſchen Volke macht-
politiſche Träume oder Revanchegedanken
umſoweniger Boden finden, je einſichtiger
man ihnen W l und daß jeder guteDeutſche jetzt nur das Loſungswort kenne, das, was der
Krieg zerſtört hat, in ruhiger und Arbeit wieder
aufzubauen. Wir ſehen einen Fortſchritt darin, daß die
Schwierigkeiten und mannigfaltigen Probleme des gemein-
ſamen Wiederaufbaues zwiſchen den Beteiligten nun münd-
lich beſprochen werden ſollen und können dieſer Beſprechung
aus leicht begreiflichen Gründen nicht vorgreifen.

Jn unſerer
inneren Politik

iſt unſere dringlichſte Sorge der Wiederaufbau des
zuſammengebrochenen Vaterlandes. Dieſen
auf dem Boden der beſteheſſden republikaniſchen
Staatsform t weiterzuführen iſt der einheitliche
und feſte Wille der Regierung (GBeifall). AlleParteien fordern wir auf, verfaſſungsrechtliche Kämpfe zu
rücktreten zu laſſen. Wir ſtehen auf dem Boden der poli-
tiſchen Gleichberechtigung aller Deutſchen und lehnen
daher jeden Verſuch der Aufrichtung einer
Klaſſenherrſchaft oder die Bewilligung von
Vorrechten an eine Klaſſe ab. (Unruhe- bei den
U. S., Beifall rechts.) Unſer Ziel iſt eine

Politik der Verſöhnung
(Unruhe und Zwiſchenrufe bei den U. S.) und des Aus
v e ich s auf politiſchem, ſozialem und kulturellem Gebiet.
eshalhb a e wir jeden Klaſſen- undRaſſenhaß, jede ſoziale und religiöſe

Was uns jetzt vor allem not tut iſt Ruhe und Ord-
nung in unſerm Staatsleben. Die Regierung appelliert
deshalb an das geſamte deutſche Volk, gleichgültig welcher
Parteirichtung. Führen wir den ſchrecklichen
Krieg nicht fort im Jnnern, nachdem er an den
Grenzen des Reiches ausgetobt hat. (Zurufe der U. S.
Das ſagen Sie nur zu der Rechten.) Dem Appell an
die Gewalt muß und wird die Regierung unverteilt nach
allen Seiten tatkräftig entgege ntreten und
jeden Verſuch einer gewaltſamen Umwäl-
zung, woher er auch kommt, niederkämpfen.

ie Durchführung der

Neuorganiſation der Reichswehr
wird dazu führen, die bedauerlicherweiſe entſtandene Kluft
zwiſchen Volk und Heer zu überbrücken. Zuſtimmung
rechts, ernſ links: Fort mit der Reichswehr.) Han
del und Verkehr, jedes Gewerbe und jede Arbeit ſind durch
die unausgeſetzte Steigerung der Maſſe des Papiergeldes
und die ſich daraus ergebenden Lohnkämpfe aufs
äußerſte gefährdet. Dieſer Gefahr muß begegnet werden
mit allem, damit wir unſer Volk vor dem Elend eines Zu-
ſammenbruches der Volkswirtſchaft und der Staatswirtſchaſt
bewähren und darum muß

die Sanierung der Reichsfinanzen
mit allem Nachdruck gefordert werden. Wenn
die neuerfundenen Einnahmequellen ſich entſprechend der
Schätzungen entwickeln, ſo werden an Steuern
24 Milliarden Einkommen, darunter allerdings
3 Milliarden einmalige Steuern. Aber trotz dieſer Steuer
maßnahmen werden die Schulden wachſen und zwar
in einem ſehr bedeutendem Maße, denn Milliardenbeträge
ſind auf Schulden zu nehmen infolge des Friedensvertrages,
des Wiederaufbaues und der Fehlbeträge der Verkehrsver-
waltung. Wir ſind alſo noch nicht zu Ende mit
unſerer Reformarbeit auf dieſem Gebiet. Die
Poſt rechnet mit einem Defizit von nahezu einer Milliarde,
die Eiſenbahn mit mehr als 15 Milliarden. Hier
muß unbedingt Abhilfe geſchaffen werden. Weiter-
hin muß unſere Volkswirtſchaft durch die Wiederher-
ſtellun unſerer Gütererzeugung gefördertwerden. Knfere einzige Rettung liegt in der
Steigerung unſerer Gütererzeugung, die
ſtändig wachſen und unabläſſig mit allen Kräften gefördert
werden muß.

Unſere Ernährungslage

Vergewaltigung.

iſt e wie vor ren ür die Auf-rechterhaltung unſerer Ernährung werden wir auf ſehr
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r weitere Zufuhren von Lebensmiteln aus dem Auslande angewieſen ſein. Wolle
wir wirtſchaftlich wieder geſunden, e es nicht, da

nen weiter zu belk auf die bisherigen dürftigen Raſchränken. Unſer Seſtreten m daher in der nächſten Zu

kunft auf größt möglichſte Steigerung der
Lebensmitteleinfuhr gerichtet ſein. Bei dieſer
Helegenheit muß ich mit tiefſtem Dank der r
Hülfe ausländiſcher Menſchenfreunde gedenken, welche
100 000 ſchwache deutſche Kinder ſpeiſen. Eine beſondere
Beſſerung darf beſonders von der begonnenen

Auflöſung der Zwangs wirtſchaft
erwartet werden. Es kann aber nur ein planmäßiger
Abbau in Frage kommen, der dem jeweiligen Stande der
Produktion und der Verſorgung Rechnung trägt. Aber
immer bleibt das Rückgrat unſerer Ernährung unſere hei-
miſche Land wirtſchaft. Die Wiederherſtellung der
land wirtſchaftlichen Produktivkraft iſt eine
der erſte r r unſeres Wiederaufbaues. DieAegierung wird alle ſozialen und wirtſchaftlichen Maß-
nahmen ergreifen, um die größtmöglichſte Förderung von
Kohle und Kali zu ſichern

Die im Jntereſſe der Volksgemeinſchaft erlaſſenen
Geſetze über Sozialiſierung,

insbeſondere über Sozialiſierung der Elektrizitätswirtſchaf:
werden loyal durchgeführt. Die Arbeiten der Soziali-
ſierungskormiſſion ſollen fortgeſetzt und von der Reichs-
regierung gefördert werden. Zweck und Erfolg jeder
Sozialiſiernng muß Steigerung der Produktion ſein. Die
Regierung legrüßt es lebhaft. daß gleichzeitig mit dem
n Reichstag der Reichswirtſchaftsrat ſeine Arbeit be
ginnt.

An der
Fortführung der Sozialreform

hält die Regierung feſt. Eine Anpaſſung der e
ſicherung an die veränderten Verhältniſſe wird erfolgen
müſſen. Die r denkt dabei vor allem an den Auf-
bau nevrer Lohnklaſſen und an eine neue Feſt
ſetzung der Beträge entſprechend den höheren Leiſtungen
der Jnvalidenverſicherung. ine Vorlage über die r
ſicherung gegen Arbeitsloſigkeit liegt dem Reichsrat bereits
vor. Jm engſten Zuſammenhang mit dieſer Frage ſteht die
Frage der Förderung des ländlichen Siedlungs-weſen und der Durgführung des Heimſtättenge-
ſetz es. Jn Anlehnung an die

Reichs verſorgung für die Kriegs-
beſchädigten

ſoll auch die Entſchädigung derjenigen Perſonen geregel
werden, die nicht durch ihren militäriſchen Beruf, wohl aber
durch Kriegshandlungen einen körperlichen Schaden erlitten
haben. Zum Schutz von Leben und Ceſundheit der Arbeiter
befinden ſich verſchiedene Geſetze in Vorbereitung.

Die Neuordnung der ſozialen Sonder-
ge richtsbarkeit

iſt in Vorbereitung. Wir hoffen zuverſichtlich mit dem Aus
bau der geſetzlichen Vertretung der Arbeiter eine neue
wichtige Stappe zurückzulegen auf dem Wege zum wirt-
ſchaftlichen und ſozialen Frieden. Es iſt der ehrliche
und a r h Wille der Regierung, nichtgegen die Arbeiterſchaft, ſondern mit ihr
zu regieren. (Beifall.) ir find eine ſogenannte
bürgerliche Regierung, aber nicht durch unſe-
ren Willen. Das glaube ohne Widerſprüche feſt

erzicht auf die Mitarbeit
in der Regierung legt der ſozialdemokratiſchen Partei Ver-
pflichtungen auf e einer Regierung die nicht wie
bisher gegen die Arbeiterſchaft, ſondern mit ihr und für
ſie regieren will. Wir wollen ſein eine Regie-
rung der Verſöhnung, des Ausgleiches der
Gegenfätze, des Aufrufs an die ganze deutſche Nation
zur tatkräftigen Mitarbeit an der Wiederaufrichtung des
zuſammengebrochenen Vaterlandes. Nötiger als eine
ſtarke Fauſt ſeint uns jetzt jene ehrlich darge-
botene Rechte zu ſein, in die alle Wohlmeinenden ein
ſchlagen können. Uns hat nur das Bewußtſein der
a lich t gegenüber Volk und Vaterland an dieſe Stelle ge-
ührt.

Der Kanzler ſchloß: Jn einer Stunde der Rot und fol-
genſchwerſten Entſchließung treten wir vor dem deutſchen
Reichstag. Gemeinſam wollen wir ſchaffen,
Trennendes zurückſtellen und uns zuſam-
menfinden in dem Gedanken des Opfers für
das große Ganze, auf daß Deutſchland le
(Lebhafter Beifall und Händeklatſchen.)

Nach Erledigung der vorliegenden Jnterpellationen und
Verweiſung des Notetats an den Haushaltsausſchuſſ ver-
tagte ſich das Haus auf drei Uhr nachmittags.

3. Sitz un g.
Montag. 28. Juni, nachmittags.

Bei der Wiederaufnahme der Sitzung um 3 Uhr nach
mittags wies das Haus bei weitem nicht mehr die Fülle

ormittags auf. Auch die Tribünen zeigen große
ücken.

Präſident Loebe eröffnet die Sitzung 144 Uhr und er-
teilt das Wort dem

Abg. Scheidemann (Soz.), der erklärt, er wolle kurz

Aufnahme unsere

Vorkaufsräume I.

Büros früh

geschlossen.

ſprechen und hoffe, daß ſein Beiſpiel auf die weiteren Be

J. Lewin
Marktpictz 2 und 3.

Verkauf Vormittag von 10 Uhr ab.
m Die Besichtigung unserer Schaufenster ist sehr lohnend. 2
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W gen des Reichsit einwirken werde. Die Erklärun-
der Regierung geſerrio manches vermiſſen, was

ſeine artei auf ſeinerite haben, wenn es dem heute gekennzeich-
neten Programm der Arbeiterſchaft gegen-
übertreubliebe. Ebenſo werde es ſie zum Gegner
haben, wenn es jemals die Bahn verlaſſe, auf der
allein eine beſſere Zukunft des deutſchen Volkes zu erhoffen
ei. Wenn jetzt zum erſten Mal die Sozialdemokraten im
Tabinett nicht vertreten ſeien, ſo ſei das allein der
Politik der Unabhängigen zu danken.

Fortwährend vor Zwiſchen rufen
vrochen, hält Redner

mit den Unabhängigen Abrechnung.
denen er Eigennutz, Kurzſichtigkeit und Verblendung vor-
wirft. die zur Zerſplitterung der Arbeiterſchaft geführt
hätten. Er warnt vor jeden Verſuch der Her-
deiführung gewaltſamer Umwälzung.

Sodann wendet er ſich an die Deutſche Volks-
artei, die er davor warnt, den Lockungen der äußerſten
Rechten zu folgen. Es wirft ihr ſkrupelloſe Führung des
Wahlkampfes vor. Er entwickelt hierauf das Programm
ſeiner Partei und fordert vor allem die Arf-
hebung der RNMilitärgerichtsbarkeit, die
namentlich im Hinblick auf das Marburger Urteil als eine
Schmach empfunden werde. Scheidemann bedauert, daß die
Ausführungen des Kanzlers über die Sozialiſierung mimo-
ſenhaft geblieben ſeien und verlangt die Beſeitigung
des Großgrungbeſitzes. Jn der auswärtigen
Politik ſei es Pflicht der Regierung, die Welt von unſe-
ren friedlichen Abſichten zu überzeugen. auch Rußland.
Deutſchland müßte es ernſt ſein, ſeine Pflichten zu erfüllen.
Rur die internationale Solidarität des arbeitenden Volkes
könne die Wunden des Krieges heilen. Das ſage er auch den
Männern. die in Spa unſere Jntereſſen wahrzunehmen
haben. Dieſe könnten auch die Ueberzeugung mit ſich
nehmen, daß ſie in dieſen Tagen das deutſche Volk in ſeiner
großen Mehrheit hinter ſich hätten, wenn ſich auch vielleicht
ſpäter die Wege ſcheiden würden. Die augenblickliche Ver-
irrung der Arbeiterſchaft, die ſich in den Wahlergebniſſen
wiederſpiegle, werde ſich wieder geben. Dann werde auch
die Stunde für den Sozialismus ſchlagen.

(Schluß folgt.)

Die Berliner Morgenblätter über die Montagsſitzung
des Reichstages.

Berlin, 29. Juni. Abgeſehen von den Unabhängigen
herrſcht bei allen Parteien Befriedigung über die erſte
Reichstagsdebatte. Kein Mißtrauen gegen die Regie-
rung, ſo ſchreibt die „Voſſ. Ztg.“. Der „Germania“ er-
ſcheint es ſelbſtverſtändlich, daß jetzt, da das Zentrum
in die Spitze der Regierung treten mußte, ſeine Auf-
faſſung ſich noch energiſcher in den Vordergrund drängte
als es bisher ſchon geſchehen konnte.

Für die Demokratiſche Partei glaubt das „Berl.

unter-

Tageblatt“ feſtſtellen zu ſollen, daß ſie nur deshalb in

Amtliche Bekanntmachungen für den ögalkreis.

Anordnung.
Auf Grund des S 5a der Mieterſchutzverordnung (vom 22. Juni

1919 R. G. Bl. S. 591) in Verbindung mit S 9 der Wohnungs-
nangelverordnung (vom 23. September 1918 R. G. Bl. S. 1143)
ind auf Grund der mit Zuſtimmung des Reichsarbeitsminiſteriums
viderruflich erteilten Ermächtigung des preußiſchen Miniſters für
Polkswohlfahrt vom 21. Juni 1920 II. 6. 2757 wird hiermit
ingeordnet, daß vorläufig bis zum 30. September 1921 die Voll-
treckung von Räumungsurteilen. einſtweiligen Verfügungen und
Vergleichen im Saalkreiſe von der Zuſtimmung des Kriesmiet-
zinigungsamtes abhängig iſt.

Halle, den 25. Juni 1920.
Der Kreisausſchuß des Saalkreiſes. Ad. Thiele.

Amtliche velumnntmachungen für Halle 0. d. 6.

Fiſchereiverpachtung.
Die der Stadt gehörige Fiſchereinutzung im ſogenannten

tillen Waſſer ſoll

das Kabinett eintreten konnte, weil ſie auch nicht einen
Deut von ihren Prinzipien opfern durfte. Gleichzeitig
charakteriſiert das Blatt die jetzige deutſche Politik als
eine ſolche zwiſchen den Schlachten, als eine Politik des
Abwartens, die ſchließlich alle Parteien einzuhalten ent-
ſchloſſen zu ſein ſcheinen, um erſt einmal die Verhand
lungen in Spa vorübergehen zu laſſen und bis dahin
alles Trennende zurückzuſtellen.

Das „Berl. Tageblatt“ teilt mit, daß in Begleitung
des Miniſters des Aeußern Simons der Direktor der
Rechtsabteilung im Auswärtigen Amt, Geheimrat von
Simonſohn, nach Spa reiſen werde. Beide Herren
hätten den Friedensvertrag bis in ſeine verborgenen
Einzelheiten ſtudiert. Jnſofern werde Deutſchland alſo
in Spa gut vertreten ſein.

S]CCl]l SCSCC
Provin; und Umgegend

Preiſe für Frühkartoffeln.
Auf Grund des S 1 der Verordnung über die Preiſe für

Frühkartoffeln vom 14. Juni 1920 (R. G. Bl. S. 1204) iſt mit
Genehmigung der Reichskartoffelſtelle für den Bezirk der Provinz
Sachſen der Erzeugerhöchſtpreis der Frühkartoffeln für die Zeit
vom 1. bis einſchließlich 11. Julit920 auf 35 Mark und vom
12. Juli 1920 ab bis auf weiteres auf 32 Mark für den Zentner
feſtgeſetzt worden.

Weißenfels. Stadtverordnetenſitzung. Jn der
letzten Stadtverordnetenſitzung gingen die politiſchen Wogen wie-
der einmal ſehr hoch, was zur Folge hatte, daß es eine Dauer-
ſitzung wurde, die erſt 14 Uhr endete. Es iſt aber auch eine ſtarke
Zumutung an die Stadtverordneten, von 6 bis 14 Uhr 37 Punkte
zu erledigen, von denen einzelne Punkte geeignet waren, allein
eine Sitzung auszufüllen. Kein Wunder, daß einer nach dem
anderen der Stadtverordneten verſchwand und bei den letzten
Punkten nur noch die Hälfte anweſend waren. Es dürfte doch
richtiger ſein. in Zukunft bei einer ſolchen Fülle von Material
öfters Sitzungen abzuhalten und nicht ſechswöchentliche Pauſen
eintreten zu laſſen. An Stelle des verzogenen U. S. P.-Stadtrats
Dembergeéer wurde Stadtrat Dornblut eingeführt. Ferner
wurden die Löhne der ſtädtiſchen Arbeiter neu geregelt, indem
ihre Forderung einer 50prozentigen Lohnerhöhung ſtattgegeben
wurde. Die neue Beamtenbeſoldung wie auch der
Tarif für die Bureau- Hilfsarbeiter wurde an-ſchließend verabſchiedet. Die Neuſchaffung einer Aſſiſtentenſtelle
im Polizeiburegu ſchlug Genoſſe Vietz als Berichterſtatter die
Zurückweiſung an den Magiſtrat vor, um die Notwendigkeit einer
ſolchen Stelle zu prüfen. Für die Errichtung einer Entbindungs-
ſtation im Krankenbauſe wurden ca. 26 000 M. bewilligt. Der
Ausbau des Volkshauſes, der die Stadtverwaltung ſchon ſeit
Monaten beſchäftigt. war Gegenſtand lebhafter Erörterungen.
Die Stadt hatte ſ. Zt. auf Vorſchlag des früheren Stadtverord-
neten Oehlſner das Volkshaus von der Riebeck- Brauerei gekauft.
Das Volkshaus, welches während des Krieges als Lazarett Ver-
wendung gefunden hat, befindet ſich in einem geradezu jämmer-
lichen Zuſtand. Von unſeren Genoſſen aus wurde bereits ſ. Zt.
bei dem Ankauf darauf hingewieſen. daß die Renovierung des
Volkshauſes und die erforderlichen notwendigen Umbauten Hun-
derttauſende von Mark koſten würde. Damals beſtritten dies die
U. S. P. und heute müſſen wir feſtſtellen. daß die Renovierung
und die notwendigſten Umbauten ca. 700 000 M. koſten. Stadrat
Kalbfleiſch hatte eine ſehr ſorgfältig zuſammengeſtellte Nach-
weiſung über die Rentabilität des Volkshauſes nach dem Umbau
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ver Stadrverorvneienverſammkung zur Vorlage verragt Be
Notwendigkeit der Renovierung wie auch einzelner Umbauten
wurden von allen Parteien eingeſehen, nur konnte man ſich nicht
erwärmen, gleichzeitig einen Abſchluß mit der Nau
Schaubühne über regelmäßige Vorſtellungen
war intereſſant, wieder einmal die ſchönen Phraſen U. S. P.
Vertreter zu hören, daß die bürgerliche Mehrheit, einſchl. die
verpönten „Rechtsſozialiſten“ nichts für Bildung und Kultur
übrig hätten, ſobald das Proletariat in Frage käme. Der vor
tragende Rat der U. S. P. über Bildungsweſen, Stv. Gießler,
gab ſich die erdenklichſte Mühe, unſere Fraktion umzuſtimmen.
Der Sprecher unſerer Fraktion zu dieſer Vorlage, Genoſſe Vietz,
nahm die Gelegenheit wahr, um die Ausführungen des U. S. P.
Vertreters ins richtige Licht zu ſetzen. Er wies zunächſt auf die
fortwährenden ſchwankenden Preiſe aller Baumaterialien hin, die
uns keine Gewißheit geben, ob die in der Vorlage genannte
Summe ausreichen würde und betonte, es ſei ein Glück, daß dieſe
Sötze nicht von den „Rechtsſozialiſten“ geſagt wurden; denn dann
hätten doch die U. S. P.- Vertreter wieder ein wüſtes Geſchrei er
hoben. Die Vorlage wurde durch Stadtrat Kalbfleiſch wie auch
durch Stadtbaurat Förſter aufs wärmſte befürwortet. Nach
einer ſtundenlangen Debatte wurde die Vertagung der Vorlage
beſchloſſen. Alsdann kam man zur Beratung der Vorlage über
einen Zuſchuß von 10 000 M. für das Arbeiterſekretariat. Das
Gewerkſchaftskartell hat ſ. Zt. die Kommunaliſierung des Ar-
beiterſekretariats verlangt. Der Magiſtrat hat auch dem Antrage
gemäß beſchloſſen; aber jetzt verlangen die U. S. P.-Leute im
Gewerkſchaftskartell auch das Einſtellungsrecht des Arbeiterſekre-
tärs, und weil der Magiſtrat dieſes Recht nicht aus den Händen
geben wollte, verlangen ſie nunmehr einen Zuſchuß in Höhe von
10 000 M., den die Stadt im Vorjahre für den Arbeiterrat im
Etat eingeſtellt hatte. Unſere Genoſſen beantragten erneut die
Kommunaliſierung, und die grundſatzfeſten U. S. P.-Leute
ſtimmten gegen die Kommunaliſierung, weil man
ihnen das Einſtellungsrecht verweigerte. Genoſſe Vietz hielt es
für erforderlich, dieſen Vorgang beſonders feſtzunageln. Die
ſtäd tiſche Leihanſtalt wurde durch Beſchluß aufgelöſt,
weil die Unkoſten größer waren als die Einnahmen. Jnfolge der
Lohnerhöhung der ſtädtiſchen Arbeiter mußten die verſchiedenſten
Tarife der ſtädtiſchen Regiebetriebe entſprechend erhöht werden.
Die ſtädtiſchen Zuſchüſſe zur Kriegs-Familienunterſtützung wur
den erhöht mit dem Zuſatzantrag des Genoſſen Vietz: „Falls
die Reichsſätze höher ſind, ſich dieſen ohne weiteres anzupaſſen.“
Ferner wurde der Aufnahme einer kurzfriſtigen Anleihe
ron 2000 000 M. zugeſtimmt, um für die Uebergangszeit, ehe das
Reich den Gemeinden Steuern zuteilt, Betriebsmittel zur Ver-
fügung zu haben. Für die Fertigſtellung des Oberrealſchulbaues
wurden zunächſt 200 000 M. bewilligt, währenddem die weiteren
100 000 M. zunächſt zurückgeſtellt wurden, um zu prüfen, ob ein-
zelne Bauausführungen vorläufig noch unterbleiben können. Die
U. S. P. hatte noch einen dringenden Antrag eingereicht, der
die Einſetzung von zehn Wohnungskommiſſionen verlangte, der
aber zunächſt dem Magiſtrat überwieſen wurde.

Naumburg. Für die Herſtellung neuer Woh
nungen in der Siedlung am Spechſart hier, hat die Stadtver-
ordnetenverſammlung weitere 180 000 M. bewilligt. Die erſten
Häuſer konnten erſt jetzt bezogen werden, ſtatt im Oktober 1919
Die Verzögerung iſt auf die allgemeinen Schwierigkeiten und be-
ſonders widrige Umſtände zurückzuführen. die ſich jetzt dem Bauen
entgegenſtellen, als da ſind, Streiks. Baumaterialienbeſchaffung
uſw. Jn der Militärbadeanſtalt in Roßbach a. d. Saale iſt
geſtern wieder ein Soldat ertrunken. nun bereits der vierte der
Neumburger Garniſon ſeit Beginn der Badezeit.

Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Paul Täumelz;z für den Anzeigen
teil: Wilhelm Herzig, beide in Halle. Druck und Verlag der Volksſtimme

G. b. m. H. zu Halle. Gr. Ulrichſtr. 27.

mmam Sonnabend, den 3. Juli 1920, vormittags 9 Uhr,

auf die Zeit vom 1. Oktober 1920 bis zum 30. September 1923
im ſtädtiſchen Büro V., Rathausſtr. 19, Zimmer 46, öffentlich
meiſtbietend verpachtet werden. Bedingungen im Termin.

Halle, den 28. Juni 1920. Der Magiſtrat.

Lebensmittel-Kalender.
Stödtiſcher Verkauf von Fleiſch- und Wurſtkonſerven und

Roßaoulaſch in der Talamtſchule am Mittwoch, den 30. Juni. Zu-
gelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Lebensmittelſcheine
mit den Nummern 37 001--44 000 vormittags von 8--12 Uhr und
die Jnhäher der Nummern 44 001--53 000 nachmittags von 2 bis
6 Uhr. Gegen Vorlage des Lebensmittelſcheines kann an Haus-
halte mit einer Perſon eine Kilodoſe Fleiſch- und Wurſtkon-
ſeroven an Haushalte mit zwei Perſonen eine Einkilodoſe Roß-
goulaſch und an Haushalte mit drei Perſonen eine 6 Kilodoſe
Fleiſch und Wurſtkonſerven und eine Einkilodoſe Roßgoulaſch
uſw. abgegeben werden. Der Verkaufspreis für eine 4 Kilodoſe

Fleiſch- und Wurſtkonſerven beträgt 5 Mark und für eine Ein
kilodoſe Roßgoulaſch 11 Mark. Die Roßfleiſchkonſerven ſind auf
dem ſtädtiſchen Schlachthofe und unter ſtädtiſcher Aufſicht herge
ſtellt worden. Abgezähltes Geld iſt bereitzuhalten.

Städtiſcher Verkauf von Malzertrakt an Kinder bis zu zwölf
Jahren in der Talamtſchule am Mittwoch. den 30. Juni. Zuge
laſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Lebensmittelſcheine
mit den Nummern 37 001--44 000 vormittags von 8--12 Uhr und
die Jnhaber der Nummern 44 001--53 000 nachmittags von 26
Uhr Es kann an jedes Kind bis zu 12 Jahren eine Doſe zum
Preiſe von 4,30 M. abgegeben werden. Der Lebensmittelſchein
iſt vorzulegen Abgezähltes Geld iſt bereitzuhalten.

Städtiſcher Verkauf von Käſe in der Talamtſchule am Mitt-
woch. den 30. Juni. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber
der Lebensmittelſcheine mit den Nummern 33 501-34 700 vor
mittags von 8—-12 Uhr und die Jnhaber der Nummern 34 701 bis
37 000 nachmittags von 2——6 Uhr. Es können an jede Perſon
eines Haushaltes 70 Gramm zum Preiſe von 60 Pf. abgegeben
werden. Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Abgezähltes Geld
iſt bereitzuhalten.

ſern Bitterfeld W Tiſch 4 Klemmberg (Bismarckſtr., Blücherſtr.,

Weißenfels.

Woltkeſtr., Roonſtr., Scharnhorfſtiſtr.),
K ibaſtr.

den 26. Juni 1920.
Der Magiſtrat.Ausgabe von Vrot-, Fleiſch u. Fettkarten.

Die Ausgabe der vorbezeichneten Karten erfolgt am:
Donnerstag, den t. Jnli d. Js. von 8--12 Uhr

die Bezirke 1—3,
Donnerstag, den 1. Juli d. Js. von 25 Uhr

die Bezirke 45.,
Freitag, den 2. Juli d. Js. von 6 12 Uhr

die Bezirke 6——8,

Bewerber für

Vergehung von Klein-Pachtlund.

1. Juli er. werktäglich während der Dienſtſtunden. d. i. von
7 bis 12 Uhr vormittags,

Einlaß 1.00 Mk.

Brunnerts Hofjäger.
Morgen Mittwoch abend 7 Uhr

W Großes Fither Konzert
ausgeführt vom Zither- Verein Arlon.

Kinder frei.

Apoſſo- Meer r
4„Die Erbtante“mit Paul Becher und Fritz Thurm-Silvare in

den Hauptrollen.
Kleinvachtland wollen ſich bis zum

Stadibauamt. Zimmer 2tm

Freitag, den 2. Juli d. Js. von 2--5 Uhr
die Bezirke 9 10

m Döringſchen Konzerthauſe Kaiſerſtraße 67 gegen
Vorlegung der Brotſcheine.

Verlorengegangene Karten werden
nicht erſetzt.

Diiterfeld. den 28. Juni 1920.
Der Magiſtrat, Schmidt.

e Weißenfels a
Brotmarkenausgabe.

Die Ausgabe der Brotmarken für die Zeit vom 5. 7.
bis 1. 8. 20 findet vom Dienstag. den 29. 6. bis Montag,
den 5. 7. in der Markenausgabeſtelle des ſtädtiſchen Lebens
mittelamtes 8, von 7 bis 12 Uhr vormittags
nach dem für die lezte Ausgabe angeordneten neuen Ver

und geht folgender Straßeneinteilung
vor

den 30. Juni
etertigt werden am:

oheſtr.. Hoſpitalſtr.
Götzeſtr., Hermannsgarten, Hirſe

ſtr. Hirſemannsplatz,
ſtr.

Tiſch 3 Gr. u. Kl. Kalanſtr., Kafharinenſtr.,Tiſch 4 Himmeilbeit, Holländerſtr. Am Herren
berg, (A-N Str.), Jahnſtr. Jüdenſtr,

on Ah 12 u 1 L. Kellſtr.
Tiſch 2 Kloſterſtr.
Tiſch 3 An der Kirche Krumme

Gaſſe, Am Kloſter, Kruge, Jm
Kruge, Körnerſtr., 1

melden.

Weißen fels, den 12. Juni 1920 r vDer Magiſtrat.

Bei Störungen u. Stockungen der Blutzirku g in
lation gebrauchen Sie ſofort ſtets die ſeit vielen prima Leder
Jahren erprobten echten Menſtruationstropfen und

11 Preis„„Frebar““, ertraſtark. I zie Preislagen
Erhöhte, beſchleunigte Wirkſamkeit durch Doppel-
flaſchen ertraſtark in Verbindung mit
oder Frebar-Tee.
theken, Drogerien und einſchlägigen Geſchäften. Haupt
devrots: Adler Apotheke, Geiſtſtr. 15;
Depot, Leipzigerſtr. 11; E. Kertzſcher, Leipzigerſtr.
(Ecke Poſtſtraße) C. Klappenbach, Gr. Ulrichſtr. 41M. Waltsgott Nachf. Gr. Ulrichſtraße 30. e
Albert Schumann, Steinweg 46147
Große Ulrichſtraße 63.

PHARMACOPIA, Berlin C. 19, Wahlſſtraße 26.

Mittwoch, d. 30. Juni 20.,

Abds. 7 Ende 10 Uhr
Emilia Galotti.

Donnerstag:
Die Bürger von Calais

Donnerstag, den l. Juli, abends s Uhr:
Eröffnungs- Vorſtellung
des Retropol- Theaters zu Köln.

Direktion: Curt Bruck. Leiter: Eugen Monſon.
Kapellmeiſter: Dr. Hans Kaſſebaum.

„Grigri“.
Operette in 3 Akten v. Balten-Bäckers u

H. Brasemann
nur Schmeerstr. 19.

d la Strumpfgarne
verſendet auch an Private.
Proben frei, die Wollgroß-
handlung Julius Werner.
Freiburg i. Brsg. 47

Frebar- Pulver
Erhältlich in allen größeren Apo-

Sanitas-

Fritz Speer, 8

Generalvertrieb 33
Stellen finden

Keſſelſchmiede,

öchloſſer
Nauerwäche

ſofort eingeſtellt.
Bühring Akt. 6Ges.

Landsberg (Sz. Halle).

Dauer wäsche-Vertriehb,
Eine Treppe.Kl. Be rin Zring. Stermeir.

T

Rote
Gummiringe

Adler

alle Größen vorrätig.

dedeutend ger P e e Seeteilung Keſſelſchmiede für Steine i —6 Uhr Nachmittagskonzert
dauernde Beſchäftigung Gr e (Kinderbeluſtigungen)

Ammenu Ba
Cöthen, Schalaunisehestr.8

m

H. Chaurel

Muſik von Paul Linke.
In den Hauptrollen die hier beſtens bekannten Darſteller

Karl Waterſtradt, Herti Janowitz,
Joſef Walbrück, Alfr. Horſten,

Antonie Buchardy, Georg Hervé.
DF Der Vorverkauf iſt eröffnet:

e

gute

Stäctisches Solbad Wittelind

Mittwoch, den 30. Juni 1920

Brunnenfeſt
7—9 Uhr Frühkonzert

Rex
WVeck

T 10 Uhr abends
Großes Doppel Konzert

Pracht Feuerwerk.

e
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Halle, Hienstag, 29. Juni 1920.

Frauen und Mädchen der r Sozialdemokratiſchen Partei
ea 17

„„„Mittwoch, den 30. Juni abends 8 Uhr in Wilsdorfs Geellſchaftshaus, Karlſtr. 14, Verſammlung. Lagerorbhunge

1. Vortrag Was verlangen wir Frauen vom
weuen Reichstag. Anerepn: Frau Röpert-Halle.
2. Organiſationsfragen. Alle Frauen und Mädchen der
Partei ſind zu dieſer Verſammlung freundlichſt eingeladen.

Der Vorſtand.
Große Funktionärſitzung der S. P. D. Donnerstag,
den 1. Juli, abends 7 Ühr, in „Wilsdorfs Geſell
ſchaftshanus“. Da äußerſt wichtige Angelegenheiten zur
Beſprechung ſtehen, iſt das Erſcheinen aller Funktionäre
notwendig. Eintritt gegen Funktionär-Legitimation.

n nneeeeeeerereeeee wwwwwerewwwoerKonferenz der 6. P. D. für den unterbeziri J.

(Halle-Saalkreis, Delitzſch-Bitterfeld.)
Anff der Tagesordnung der Konferenz des Unterbezirks J am

Sonntag, den 27. Juni, ſtanden die wichtigen Punkte: 1. Die
Reichstagswahl und die politiſche La e 2. Die
zukünftige Geſtaltung unſerer Organiſation im
Unterbezirk und 3. Ausbau der „Volksſtimme“.,

Auf Beſchluß wird Punkt 2 und 3 zuſammengelegt. Dann
erteilt der Vorſitzende, Gen. Heine, zum erſten Punkt dem
Hen. Waentig das Wort. Von dem Reſultat der Reichstags-wahl ausgehend ließ der Redner die Vorgänge der letzten Wehen

auf der politiſchen Schaubühne Revue paſſieren. Wenn auch ein
großer Teil Stimmen bei der letzten Wahl verloren ging, ſo hat
die Sozialdemokratie gar keinen Anlaß zum Schwarzſehen. Wir
wiſſen, daß uns der Stimmenverluſt vor allen Dingen deshalb
wurde, weil jene Wähler 1919 glaubten. unſere Partei könnte nun
aus einem Chaos ein Paradies ſchaffen. Sie ſahen nicht ein, daß
wir vor völlig unerfüllbaren Forderungen ſtanden und daß wir
unſere Arbeit zuerſt auf die Liquidierung des Krieges einſtellen
mußten ehe wir uns mit neuen Aufgaben befaſſen konnten. Die
Geſchichte wird der Sozialdemokratie den Ruhm zuteil werden
laſſen, daß ſie unter den denkbar drückendſten Verhältniſſen alles
daran ſetzte, ruſſiſche Zuſtände von Deutſchland fernzuhalten. Es
iſt die hiſtoriſche Tat unſerer Pardei, dadurch die Zertrümmerung
des deutſchen Organismus abgewendet zu haben.
Auf die Regierungsbildung eingehend betonte Genoſſe Waen

tig, daß er es für richtig halte, wenn die S. P. D. in keine Koag-
tition mit der Deutſchen Volkspartei eintritt. Mit treffenden
Worten beleuchtet er dann die Anpaſſungsfähigkeit und nd
lungsfähigkeit in der Politik des Zentrums. Dieſe Partei wird
zuſammengehalten durch eine beſtimmte Weltanſchauung, die aber
in ihren Grundzügen durchaus reaktionär iſt. Aus dieſem Be
ſtreben, die „Diktatur des Pfaffentums“ zu errichten, erwachſen
der Jnnenpolitik Deutſchlands erhebliche Hinderniſſe. Um ſo
weniger haben wir deshalb den Hang, mit jener Partei in einer
Regierung zuſammenzugehen. Von beſonderer Wichtigkeit
waren die Ausführungen des Redners bezüglich der Loslöſungs-
beſtrehungen im Weſten und Süoweſten Deutſchlands, die unſer
ganzes Augenmerk erfordern. Hier ſteht der Sozialdemokratie
eine Aufgabe zu, wie ſie größer nicht gedacht werden kann. Die
Partei der vaterlandsloſen Geſellen“, die S. P. D., muß ihre
ganze Rraft dieſen Zerſetzungstendenzen, die das Ende jeder
Selbſtändigkeit unſeres Staatsorganismus wäre, entgegenſtellen.
Es gilt, das Fortbeſtehen des Deutſchen Reiches zu ſichern.

Genoſſe Pikard unterſtrich die Ausführungen des Referen-
ten und zeigte noch beſonders an Beiſpielen, wie die Unabhängi
gen die Separationsbewegung durch ihre kurzſichtige Politik för-
dern. Daß ſie dadurch den Beifall dex Entente bekommen, iſtdaran erkenntlich, daß die unabhängige Preſſe auffälligerweiſe im

beſetzten Gebiet geſchont wird, während unſere Parteiblätter,
weil ſie ſich energiſch gegen die Loslöſungsbeſtrebungen wenden,der Zenſur verfallen Jn dem Augenblig wo in deutſchen Ge
bieton die Abſtimmung über ihre fernere Zugehörigkeit zum
Reiche vorgenommen wird, reiſen die Anabhängigen nach War-
ſhau und knüpfen Beziehungen mit den Polen an, die doch nur
den Zweck haben, egoiſtiſchen Parteiintereſſen auf Koſten der
Reichseinheit zu dienen.
Genoſſe Thiele geht auf innerpolitiſche Verhältniſſe ein,
indem er betont, daß wir mehr als bisher auf die Preisbildung
Einfluß haben müſſen. Die Rationierung ſoll dort aufgehoben
werden, wo es feſtſteht, daß genügend Produkte vorhanden ſind,um ein weiteres Aufſchwellen Kr Preiſe bei der e be zu
verhindern. Wo aber die Zwangsbewirtſchaftung bleiben muß,
da ſoll ſo durchgegriffen werden, daß die Beſtimmungen nicht nur
auf dem Pavier ſtehen Es ſteht zu hoffen, daß endlich ein gro-
ßer Teil der Arbeiterſchaft einſehen werde, wie wenig ihr mit der
fortgeſetzten Beunruhigung unſeres Wirtſchaftslebens gedient iſt
und wie die unvernünftige Politik der Unabhängigen nur auf
goiſtiſche Parteiintereſſen baſiert. Dieſe Politik hat den ſozia-
liſtiſchen Gedanken vor aller Oeffentlichkeit geradezu diskreditiert.
Mit Sozialismus hat die unabhängige Partei doch nichts zu tun.
Sie ſind keine Demokraten, denn ihre Taktik iſt die Diktgtur,
und ſie ſind keine Sozialiſten, denn ſie fördern den brutalſten
Egoismus gleich dem Kapitalismus.

Jn ſeinem Schlußwort ſtreifte Genoſſe Waentig die Frage,
b unter den gegenwärtigen politiſchen Verhältniſſen überhaupt
die Situation für die Partei, in die Regierung einzutreten, kom-
wen könnte. Nux eine Neuwahl aus der die Partei geſtärkt
ervorgehen würde, könnte dieſe Frage entſcheiden. Jm gegen-
wärtigen Kräfteperhältnis iſt jede Beteiligung an der bürger
lichen Koolition unmöglich. Die Auslandspolitik berührend hob
Genoſſe Waentig weiter hervor, daß über die Bündnisfähigkeit

dern re M it Rußland vie Unklarheit beſtehe. Erwieſen iſt, daß uns Ruß-
land wirtſchaftlich auf lange Zeit wenig nützen könne und daß

t mein n guf der anderen Seite dem Machtgebot der Entente folgen
au iufſen.Genoſſe Pikard gab in ſeinem Referat über „die Aus

geſtaltung der Organiſation im Unterbezirk“
at? wannigfache Anregungen für den Aufbau der einzelnen Orts-

vergunni Kuppen. Die Verbreitung der „Volksſtimme“ müſſen ſich die Ge-
ißen. en beſonders angelegen ſein laſſen. wenn unſere Bewegung
ei mir h feſten Boden faſſen ſoll. Genoſſe Herzig erſtattete den Be
ozu füh richt über die Geſchäftslage der .Volksſtimme“ und wies dabei

zuf die vielen Schwierigkeiten hin, mit denen gerade unſere Zei
doch da 9 ng zu rechnen habe. An Hand von Belegen gab er ein Bild

will on den ungeheuren Preisſteigerungen des Papiers und der
Aruckkoſten. Somit können wir ebenſowenig wie alle anderen

h e en en n StUeber die beiden rate ich eine langeer r Nee die Delegierten Wünſche hinſichtlich der Ausgeſtaltung der
m Volksſtimme“ wie des Parteilebens erbrachten und zu Neuerun-

ch da zen anregten. Gen. Neubert (Eilenburg) trat für eine Ar
eitsgemeinſchaft ſozialiſtiſcher Handwerker ein. er Gedanke

uer. wurde von allen Seiten befürwortet und dem Genoſſen die Auf
z die Ar ſtellung der Richtlinien übertragen. Gen. Specht (Roitzſch)
ets nach emängelte, deß es leider noch Ortsvereine gibt. in dem nicht
ung le Mitglieder der „Volksſtimme“ leſen. Gen. Andre (Vitter-

ſeld) tritt für baldige Einberufung einer Gemeindepertreterkon-

J ferenz ein, die Grundl

m

Beilage zur Volksſtimme. 4. Jahrgang Nummer 150
n für die Kommunalarbeit ſchaffen ſoll.Gen. Pikard teilt mit, daß dieſe Konferenz für Auguſt in Aus

ſicht genommen iſt.
Folgende Entſchließung wurde nach Beendigung der Debatte

einſtimmig angenommen und wird den Mitgliedern der Partei
zur dringenden Beachtung gebracht

„Jn Anbetracht der kommenden Kämpfe: Reichstagswahl,
Landtagswahl, die hohe Summen erfordern und zur Deckung
der enormen Koſten der letzten Reichstagswahl, müſſen die Ein-
nahmen der Partei eine erhebliche Steigerung erfahren. Der
Kampf unſerer Partei im hieſigen Bezirk iſthart. Die gegneriſchen Parteien ſind in der Lage, eine unge
eure Propaganda zu entfalten. Jm Kampf mit der großen
zahl gegneriſcher Blätter ſteht uns nur die „Volksſtimme“

zur J guns,
Will die Sozialdemokratiſche i im Bezirk dieſen un

gleich harten a mit Erfolg f dann muß jedes Mit-
glied der Partei für die Entwicklung der Organiſation und
der „Volksſtimme“ eintreten.

Jedes Parteimitglied iſt verpflichtet, die „Volksſtimme“
zu leſen.Wherden beſchließt die Unterkenferenz die Erhebung eines

Extrabeitrages von 1 M. pro Monat auf die Dauer von drei
onaten. Ueber die Jawypng des Extrabeitrages iſt durch Ein

kleben von Marken a 1 M. zu quittieren.“

Einſtimmig angenommen wurde ferner nachſtehende Reſolu
tion

Die am 27. 6. d. in Halle tagende Konferenz der Orts-
vereine des Unterbezirks J wendet ſich mit Entſchiedenheit gegen
das Streben reaktionärer Kreiſe, die Reichswehr in einer Stärke
von 200 000 Mann zu erhalten. Sie ſind vielmehr der Anſicht,
daß es notwendig iſt, eine verſaſſungstrene, zuverläſſige
Sicherheitswehr auf eine genügend hohe Zahl zu
bringen.

Die Konferenzteilnehmer ſind ferner der Anſicht, daß eine
Sicherheitswehr von 100 000 Mann einer Reichswehr von glei-
cher Stärke vorzuziehen iſt.

Der Vorſitzende, Gen. Heine teilt noch mit, daß aus Partei-
mitteln den durch die Brandkataſtrophe in Großthiemig und
durch die Ueberſchwemmung in Mansfeld ſo hart betroffenen
Genoſſen je 200 M. zur Unterſtützung überwieſen wurden.

Zum diesjährigen Parteitag in Kaſſel wird von I. Unter-
bezirk Genoſſe Thiele vorgeſchlagen.

Nach einem kurzen Schlußwort des Vorſitzenden, Gen. Heine,
über die Konferenz, die ſicher zur Klärung vieler Fragen wie
zur Anſpornung des Parteilebens beigetragen hat, fand die
Tagung um 6 Uhr ihr Ende.

„GCJ„

Aus dem 6t0dtlrefs.
Halle. 29. Juni 1920.

Heffentliche 6itzung der 6tadtverordneten

am Montag, den 28. Juni.
Vor Eintritt in die Tagesordnung wird der haftentlaſſene

unabhängige Stadtverordnete Kilian vom Bürgermeiſter Seydel
in ſeiner Eigenſchaft als unbeſoldeter Stadtrat eingeführt.

Der Stadtv. Vorſteher Keil verlieſt zwei Anträge, die von den
Demokraten und unſerer Fraktion betr. den Wiederantritt des
Oberbürgermeiſters Dr. Rive eingebracht wurden.

Bürgermeiſter Se ydel nimmt das Wort zu einer kurzenErklärung in der er ausführt, daß Stadtrat Wurm infolge
Uebernahme ſeines Amtes in Wittenberg aus dem Magiſtrat aus
geſchieden iſt und dieſer mit mit Arbeiten ſo überhäuft iſt, daß
es notwendig ſei, die Frage des Wiederantritts des Oberbürger-
meiſter Rive ſofort zu regeln.

Stv. Günther (UAnabh.) ſtellt den Antrag, dieſe Angelegen-
heit vor Eintritt in die Tagesordnung in einer Vorbeſprechung

unde zu vertagen.
Die Abſtimmung über dieſen Antrag ergibt Ablehnunggegen die Stimmen der UAnabhängigen, die nunmehr demon-

ſtrativden Sitzungsſaal verlaſſen und die ganze öffent-
liche Sitzung ſchwänzen.

Vom Stv.- Vorſteher Keil werden einige Eingänge verleſen.
Der Proteſt der Holzhändler gegen den Verkauf von Nutzhölzern
durch die Ortskohlenſtelle wird dem Petitionsausſchuß überwieſen.

Angenommen wird die Abänderung des Gemeindebeſchluſſes
zu der Reichsverordnung über

Erwerbsloſenfürſorge
vom 21. Januar 1920. die folgendes vorſieht:

Zu Artikel 2: Die Unterſtützungsſätze einſchl. der Familien-
zuſchläge haben im großen und ganzen eine Erhöhung erfahren.
Bei den über 21 Jahre alten männlichen Perſonen wird was
bisher ſchon bei den weiblichen Perſonen galt unterſchieden,
ob der Erwerbsloſe im Haushalt eines anderen lebt oder nicht.
Je nach dem kommt ein Satz von 5,50 bezw. 6 Mk. ſtatt bisher
5,20 Mk. pro Tag in Betracht. Bei den männlichen Erwerbsloſen

unter 21 Jahren hat eine Herabſetzung des Unterſtützungsſatzes
von 4 auf 3,50 Mk. ſtattgefunden. Gleich geblieben ſind die Sätze
für weibliche Perſonen unter 21 Jahren (2,25 Mk.) und der
Kinderzuſchlag (1,50 Mk. Erhöhungen haben erfahren die Fa-
milienzuſchläge für den Ehegatten von 2 Mk. auf 2,50 Mk. und die
über 21 Jahre alten weiblichen Perſonen von Z3 bezw. 3,50 auf
3,50 bezw. 4,50 Mk. An dieſen Sätzen können die Gemeinden
nichts ändern ſie müſſen ſo angenommen werden, wie ſie von der
Reichsregierung vorgeſchrieben ſind. Sobald indeſſen die beim
Oberverſicherungsamt in Merſeburg ſchwebenden Verhandlungen
wegen Erhöhung der Ortslöhne für Halle beendet ſind, dürfte eine
weitere Erhöhung der Untierſtützungsſätze auf Grund S 9, Abſ. 6
zu erreichen ſein

Der Abſatz 3 des Artikel 2, der die Winterbeihilfe
behandelte, die für die Zeit vom 1. November 1919 bis 31. April
1920 gezahlt iſt, kommt in Wegfall. Als Erſatz für die ge
zahlte interbeihilfe iſt die teilweiſe Erhöhung der Unter-
ſtütungsſätze anzuſehen.

Der im letzten Abſatz des Artikel 2 behandelte ſogenannte
Anlerne-Zuſchuß, der bisher eine Mark betrug, iſt auf drei Mark
erhöht.

Zu Artikel 4 und 5. An der Tendenz aller Nachtragsverord-
nungen zur Erwerbsloſenfürſorge, die Bewegungsfreiheit der Ge-
meinden hinſichtlich der Feſtſetzung von Sonderbeſtimmungen ein-
zuengen, hält auch die Nachtragsverordnung vom 6. Mai 1920
feſt. Sie läßt den Gemeinden keinen Spielraum mehr hinſichtlich
der Anrechnung von Unterſtützungen, die der Er
werbsloſe guf Grund eigener oder fremder Vorſorge bezieht, ſo
wie hinſichtlich der Rentenbezüge. Jnfolgedeſſen muß der bis-
herige Artikel 4 fallen, und es gilt ſtatt deſſen der neue S 12, Ab-
ſatz 1 der Nachtragsverordnung.

Ebenſo ſteht es nicht mehr wie bisher im Ermeſſen der Ge
meinden, die Dauer der Wartezeit feſtzuſetzen, vielmehr
iſt eine Wartezeit von einer Woche vorgeſchrieben. Slatt
der bisher im Artikel 5 über die Wartezeit getroffenen Beſtim
mungen kommen die Vorſchriften des S 9, Abſatz 1, der Rach
tragsverordnung in der geuen Faſſung in Frage

u erledigen und deshalb die öffentliche Sitzung um eine Viertel-
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Der Bauvwrein für
Kleinwohnungen

beabſichtigt, noch in dieſem Jahre mit der Errichtung von Wohn
häuſern an dem im II. Bauabſchnitt auszubauenden Teil der
Straße O zu beginnen. Durch Gemeindebeſchluß vom 12./17. Mai
1920 iſt das ſ. Zt. dem genannten Verein für den Ankauf von
Baugelände an der Artillerieſtraße bewilligte Darlehn für das
jetzt Se Vauvorhaben zur Verfügung geſtellt worden.

s muß deshalb ſofort mit den Straßenausbauarbeiten des
II. Bauabſchnitts begonnen werden. Da die Geldbewilligung vor
etwa einem Jahr erfolgte, reichen die damals veranſchlagten und
bewilligten Koſten bei weitem nicht mehr aus.

Bei den erheblich geſtiegenen perſönlichen und ſächlichen
Koſten ſind für die bereits ausgeführten bezw. in Ausführung be-

iffenen Arbeiten des Abſchnitts J und dem jetzt vorzunehmen-
n Ausbau der Teilſtrecke des Abſchnitts II nach den vorgeleg-

ten Koſtenanſchlägen an Mitteln erforderlich: für die Kanali-
ſation 205 000 Mk., für die Erdarbeiten und Befeſtigung 199 199
Mark, c) für die Verlegung der Gas und Waſſerleitungen 117 01zuſammen 3521 148 Mit Bewilligt ſind für den Abſchnitt

den geſamten Abſchnitt II durch Gemeindebeſchluß vom
24. Juni/7. Juli 1919 346 025 Mk., bleiben ſomit zu bewilligen
175 123 Mk. oder rund 176 000 Mk.

Die Stadtverordnetenverſammlung ſtimmt der Nachbewilli-
gung zu.

Zugeſtimmt wird einem Geſuch des halleſchen Ortsausſchuſſes
für Jugendherbergen um Bewilligung einer Unterſtützung.

Dem Petitionsausſchuß überwieſen wird ein Geſuch
Wiedereinſtellung.

Der Einſpruch von Anwohnern der Seebener Straße, gegen
Errichtung eines Kohlenſchuppens, wird abgelehnt. Ebenſo ein
Antrag des Hoblers Otto Wieder, Halle, um Unterſtützung be-
hufs Erlangund einer Wohnung. mit der Begründung, daß die
gleiche Unterſtützung ca. 5000 Wohnnungsſuchende zu beanſpruchen
haben.

Zum Geſuch der ſtädtiſchen Sozialbeamtinnen zur Anrechnung
der bisher geleiſteten Dienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter
und um Verleihung der Beamteneigenſchaft führt Stodtrat Veit-
huyſen aus, daß es notwendig wäre das Geſuch dahingehend ab
zuändern: Der Magiſtrat wird erfucht, eine Vorlage zu bringen
auf Grund derſelben das Verhältnic aller Sozialbeamtinnen ein-
heitlich geregelt wird

Gen. Grauenhorſt unterſtützt dieſe Anregung und tritt
dafür ein, daß auch die Büroangeſtelltinnen, die kebenslänglich
angeſtellt ſind, die Beamteneigenſchaft erhalten.

Das Geſuch wird dem Magiſtrat zur Berückſichtigung emp-
fohlen.

Zu der Anfrage Jſt der Magiſtrat bereit, der Stadtverord
netenverſammlung Aufſchluß zu geben, über den Anteil des Magi,
ſtrats bei der Einrichtung und über ſeinen Einfluß vet der

Durchführung der Quäkerſpeiſungen

nimmt Stadtrat Velthuyſen das Wort und führte aus, daß bei
Bekanntwerden der Hilfsaktion der Quäker, die für die notleiden-
den Gebiete Mitteleuropas in Ausſicht genommen war, auch der
Magiſtrat von Halle ſich darum beworben habe. Herr Profeſſor
Abderhalden erhielt von dem Leiter des amerikaniſchen Hilfs
komitees den Auftrog, für Halle die Speiſungen in die Wege zu
leiten. Profeſſor Abderhalden legte die Leitung und Durchfüh-
rung in die Hände des Magiſtrats und behielt ſich nur die Aufſicht
vor. Vom Geſundheitsamt wurden dann von 17 000 Kindern die
bedürftigſten ausgewählt. Die Lehrerſchaft ſtellte ſich ſofort in
den Dienſt der großen Sache und beanſprucht auch für ihre Mühe-
waltung keine Entſchädigung, wodurch ſich die Koſten für die
Durchführung weſentlich ermäßigten. Mit 4500 Kindern begannen
die Speiſungen; inzwiſchen iſt die Zahl auf 8000 geſtiegen, dazu
kommen noch 600 Mütter. Bisher ſind für 1 Million 100 000 Mk.
an Mehl, Zucker, Kakao uſw. aufgewendet und wie feſtgeſtellt
wurde, durch die Speiſungen gute Reſultate in der Ernährung derKinder erzielt worden. Die Schwierigkeiten zwiſchen ver Kom

miſſion und dem Magiſtrat ſind beſeitigt worden. Der Magiſtrat
iſt gern bereit, Anregungen und Wünſche zu berückſichtigen, muß
fich aber die ſelbſtändige Anordnung vorbehalten. Zugleich wollen
wir die Gelegenheit benutzen, um auch an dieſer Stelle im Namen
der Stadt den Quäkern für ihr großzügiges edles Hilfswerk zu
danken.

Der Stv.-Vorſteher Keil ſchließt ſich im Namen der Stadt
verordnetenverſammlung dem Dank an.

Die dringliche Anfrage: „Was gedenkt der Magiſtrat
für eine ſchleunige ausgiebige Reinigung, insbeſondere Waſſer-
beſprengung der ſeit Wochen arg verſtaubten ſtädtiſchen Straßen
und Plätze zu tun?“ wird von Stv. Herold (Dn.) begründet, wo-
bei er ausführt, daß man immer ſage: Waſſer habe keine Balken
hier ſcheine aber der Balke'n (gemeint iſt der Dezernent für
Straßenreinigung. Herr Stv. Balke) kein Waſſer zu haben.

Stv. Balke (Dem.): Die Koſten für Straßenreinigung ſind
ſo erheblich geſtiegen, daß leider auch hier geſpart werden muß
Viele Großſtädte haben die Straßenreinigung und Pflege ſogar
bis auf 30 Prozent vermindert. Während noch 1918 für Straßen-
reinigung 160 000 M. ausgegeben wurde, erſordert ſie heute einen
Zuſchuß von 16 Millionen Mark. Jch werde aber Sorge dafür
tragen, daß die Mittel, welche uns zur Verfügung ſtehen, auch
richtig angewendet werden. Der Leitung wie dem Betriebsrat
iſt eröffnet worden, daß ſie diejenigen Arbeiter, die beim Reini-
gen und Sprengen nicht ihre Schuldigkeit tun, ſofort zur Rechen
ſchaft gezogen werden.

Die beantragte Beſprechung der Anfrage wird abgelehnt.
Die Schulheizungen.

Der Dringlichkeitsantrag unſerer Gen. Volbracht
Dürrfeld: „Die Stadtverordnetenverſammlung wolle beſchlie
ßen, daß ſofort eine Kommiſſion, beſtehend aus dechs Stadtver
ordneten, gebildet werde, welche im Verein mit Magiſtrat und
dem ſtädt. Heizungsingenieur das geſamte ſtädt. Heizungsweſen
amentlich der Schulen, prüfen und geeignete Vorſchläge bringen
möge, um im kommenden Winter erneute Schwierigkeiten au
dieſem Gebiete zu verhindern“, führt zu längerer Beſprechung
Gen. Volbracht führt als Berichterſtatter aus, daß unſere
Schulen wahrſcheinlich im kommenden Winter abermals vor die
Kalamität geſtellt werden, den Unterricht ausfaklen zu laſſen
wenn nicht ſofort von der Stadtverwaltung geeignete Schritte ein-
geleitet werden. Wir liegen hier in einem Braunkohlengebiet,
in dem wir mit Leichtigkeit die Brennſtoffe erhalten können, Hür
müſſen unſere Heizungsanlagen umgebaut werden. Es iſt not-
wendig, noch vor Beginn der großen Ferien damit zu beginnen.
Deshalb bitten wir um Annahme des Antrages.

Stadtbaurgt Jo ſt (teilweiſe unverſtändlich) ſtimmt dem An-
trage im weſentlichen zu und macht den Vorſchlag, die zu wäh-
lende Kommiſſion der Bauausſchußdeputation anzugliedern.

Der Antrag auf Einſetzung einer Kommiſſion wird ange
nommen und die Stvpv. Vokbhracht. Minner, Balke, Roediger,
Knauthe und Oſterburg dazu gewählt

Zu dem von unſerer Fraktion betr. der
Angelegenheit des Oberbürgermeiſters Rive

eingebrachten Antrag
„Die Stadiverordnetenverſammlung nimmt davon Kennt

nis, daß der Vezirksausſchuß das gegen Herrn Oberbürger
meiſter e eingeleitete Diſziplinarverfahren eingeſtellt
hat. Nach ihn nun der Oberpräſident aufgefordert hat, ſeine
Funktionen wieder aufzunehmen, erwarten die Stadtverordneten
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er vor fernes Amrres ſerne, im Provinziauer gegen den vom Stadtverordneten
sſchuß, den er öffentlich

nskomitee bezeichnete, mit dem Ausdruck des
Bedanerns zurücknimmt“

rhält Gen. Müller zur Begründung das Wort: Der Ausſpruch
des Oberbürgermeiſters ſtellt nicht nur eine Beleidigung für den
Unterſuchungsausſchuß dar, ſondern auch für die geſamte Stadt
verordnetenverſammlung, die dieſen Unterſuchungsausſchuß wählte.
Wir bitten deshalb um Annahme unſeres Antrages. Damit er
ledigt ſich auch zugleich der Antrag der Demokraten, der dahin
zeht, den Oberbürgermeiſter Rive zur Uebernahme ſeines Amtes
ufzufordern, denn aus der Erfüllung unſerer Forderung folgt
der Wiederantritt des Oberbürgermeiſters.

Nachdem von verſchiedenen Seiten und auch vom Stv.-Vor-
eher Keil der Ausſpruch des Oberbürgermeiſters Rive ſcharf ge-
rügt und als eine Ungehörigkeit bezeichnet wurde, erfolgt ein-
t im mig die Annahme des Antrages, worauf die Demokraten
hren Antrag zurück nehmen

Zum Tode verurteilt
Am 26. Juni gelangte vor dem Schwurgericht unter dem

h des Landgerichtsdirektors Thor w eeſt die Mordtat an dem
Muſiker Gottlieh Gerſtenberg zur Verhandlung.

Gerſtenberg iſt am Abend des 1. Rovember 1919 von Eis
ieben, wo er wohnte, nach Volkſtedt gegangen, um dort einen
ſeſangverein zu leiten Jn der Zeit von 7—8 Uhr wurde er auch
ruf der Straße von Eisleben nach Volkſtedt geſehen. Von da ab
ehlte jede Spur von G., bis dann am 16. Februar d. J. ſeine
Leiche bei der Frühjahrsbeſtellung in der Gemarkung Eisleben
rusgeflügt wurde. Die Leiche war entkleidet und es konnten er
jebliche Verletzungen feſtgeſtellt werden.

Der Verdacht, die Mordtat begangen zu haben, fiel auf zwei
Hefangene im Eislebener Gerichtsgefängnis, die ſich durch Ge-

präche verrieten.
Dieſe beiden Gefangenen ſind der 1891 geborene Bergmann

Willi Haake und der 1901 geborene Fördermann Walter
Bernhardt, die ſich nun wegen Mord und ſchwerem Raub zu
derantworten hatten. Am fraglichen Abend iſt Haake mit Bern-
jardt ausgegangen, um einen Kaninchenſtall zu plündern. Auf
em Wege ſei ihnen der Gerſtenberg begegnet, der ihn (Haake)
ingeſtoßen habe. Aus Wut darüber habe er den G. dann mit
einem Knüppel auf den Kopf geſchlagen, daß er zuſammenbrach;
ils er bemerkt habe, daß G. tot ſei, ſei ihm der Gedanke ge-
ommen, der Leiche die Kleider abzuziehen und dieſe nach Mög

lichkeit zu verwerten. Er hat die Kleider dann auch gewaſchen,
ſie aber ſpäter in ein Baſſin einer Kalifabrik bei Eisleben ge
worfen, wo ſie auch gefunden wurden; die Leiche wurde am neuen
Friedhofe begraben. Die beiden Angeklagten haben ſich etwa
z Tage ſpäter mit zwei Schweſtern in Eisleben verlobt.

Ein Zeuge erklärte, Haake habe ihm erzählt, er habe den
Toten nicht treffen wollen, er hätte ſich vergriffen. Abg
ehen hätte er es auf einen Herrn bei dem er 6—-12 000 Mark
vermutete. Vor dem Unterſuchung richter hat Haake ausgeſagt,
zaß er B. nur zum Aufpaſſen mitgenommen habe, zur „Mitarbeit“
ei er nicht geeignet,

Auf die Spur kam man dadurch, daß Haake den Bernhardt,
der eine Zeitung ins Gefängnis erhielt, oftmals fragte, ob er
nichts neues wiſſe. Als Bernhardt eines Tages ſagte, daß „etwas
Schlimmes“ in der Zeitung ſtehe hat hat man den Anhalt gze-
unden. Hagake iſt vor dem Kriege in Kaſſel wegen Straßen-

raubes zu 6 Jahren Zuchthaus verurteilt worden.
Die Geſchworenen bejahten nun von den vorgelegten Schuld

fragen bei Haake die nach Mord und ſchwerem Raube,
bei Bernhardt die nach Begünſtigung des Totſchlag s
und des ſchweren Raubes. Das Gericht verurteilte hierauf
5aake zum Tode und zum Verluſt der bürgerlichen Ehren-
rechte auf Lebenszeit, während Bernhardt die Begünſtigung ſeines
Schwagers mit einem Jahre drei Monaten Zuchthaus und fünf
Jahren Ehrverluſt büßen muß.

Nach einer Schwurgerichtsſitzung
Am Sonnabend, den 26., hatte ich Gelegenheit, an einer

S7chwurgerichtsſitzung teilzunehmen. Es lag vor die Mordſache
5 erg, der am 1. 1919 bei rer von den An-
reklagten Haacke und nhard ermordet ſein ſoll.

Die Sitzung nahm ihren üblichen Verlauf. Streng und doch
rollkommen rechtmäßig fanden die Vernehmungen der Angeklagten,
es Sachverſtändigen und der Zeugen ſtatt, die nach meiner An-
icht alle den Haacke belaſteten und den kaum 19jährigen Bernhard
ntlaſteten.

Streng und geſetzmäßig gewiß, und doch hatte ich den Ein-
druck unmenſchlich ungerecht. Es wurde kalt und ſteif nach
Vorſchriften und Paragraphen gehandelt, jedes menſchliche, rein
nenſchliche Empfinden ſchien den Richtern zu fehlen. Der Herr
Vorſitzende ſtellte mit dem altbekannten juriſtiſchem Scharfſinn
den Tatbeftand feſt doch nur den äußeren, ſichtbaren Tatbeſtand.

Jch möchte hier nun die Frage aufwerfen: Liegt darin Ge-
rechtigkeit

Der Angeklagte iſt 1894 geboren, ging mit 19 Jahren von
Hauſe fort, um ſich die Welt anzuſehen. Er traf einen anderen
jungen Burſchen und ſie wanderten gemeinſam. Das bißchen
Held, was beide beſaßen, war bald aufgebraucht Not und Hun-
ger ſtellten ſich ein Haacke raubte damals in der Nähe von
Kaſſel zwei Leuten mit vorgehaltenem Revolver die Fahrräder,
die er dann, um Geld zu bekommen, verkaufte. Er wurde erwiſcht
und vom Schwurgericht Kaſſel zu ſechs Jahren Zuchthaus ver-
urteilt. Laut Amneſtieerlaß des Herrn Miniſters wurde er nach
ungefähr 5 jähriger Haft begnadigt. H. kam dann nach Eis-
leben gewann über den 18 jährigen Bernhard vollkommenen
Sinfluß, den er ſeinen beſten Freund nannte und mit dem er ge-
meinſam ausging, Kaninchen, Kartoffeln uſw. zu ſtehlen, und
zührte am 1. November die Mordtat aus, deſſen Motive noch nicht
geklärt ſind.

Gewiß, nach dem Geſetz und der Anſicht der Richter iſt er
ſchuldig, doch ich frage: Liegt darin Gerechtigkeit? Warum fragte
einer der geſtrengen Herrn nach ſeiner Vergangenheit? Jſt ſie
ier nicht von weſentlichem Einfluß Z. B.: Wie war das Ver-
ältnis des jungen H. zu ſeinen Eltern? Wie auf welcher
zrundlage baute ſich ihr Familienleben auf? Warum verließ
er junge Menſch ſein VPaterhaus? Waren häusliche Verhältniſſe
daran ſchuld? Wie war ſeine Erziehung? Dieſe Fragen ſcheinen
mir von grundlegender Bedeutung für eine menſchliche Beurtei-
lung ſeiner Straftaten! Denn ein Kind wird das, was man
was die Umwelt aus ihm macht. Von Not getrieben ließ er ſich
u jenem Straßenraub hinreißen und erhielt dafür jene harte
Ztrafe 6 Jahre Zuchthaus!

Was denkt ſich eigentlich ein gewöhnlicher Sterblicher dar-
inter? 6 Jahre Zuchthaus? eigentlich gar nichts wenn
er nicht gerade mal zufällig an einem ſolchen vergitterten Ge-
bäude vorbeigeht. Und doch, was bedeutet es für ein Menſchen
leben? Was bedeutet es für einen, der ſich durch gewiſſe Am
tände beeinflußt zu einer Straftat hat hinreißen laſſen? Jahre-
ſang ausgeſchloſſen aus der menſchlichen Gemeinſchaft, zu ſtumpf
ſinnigen Tätigkeiten Korbflechten. Stuhlarbeiten und ähn-
lichem verdammt, nur mit Leidensgenoſſen zuſammen? Wie der
Angeklagte Haacke ausſagte, „rühmen ſich die Gefangenen gegen-
eitig der unglaublichſten Heldentaten“, ſchneiden auf und reizen
o die niedrigſten Jnſtinkte, den geſpannten, erfinderiſchen Geiſt
hrer Mitgefangenen an. Glaubt überhaupt ein Menſch, daß je
in ſogen. „Zucht-Haus“ einen Menſchen verbeſſert hätte? Gewiß
Ausnahmen, die auch hier die Regel beſtätigen. Jch bin der
eſten Meinung, daß die meiſten Zuchthäusler die Welt das
Recht und jede Sitte haſſen und nur auf die nächſto Gelegenheit
warten, den verhaßten Menſchen ein neues auszuwiſchen, ein

e
efangener. gegen alles,wird in hen groß gezogen und beſeelt ſie.

Grenzen kennt und vor nichts zurückſcheut.
bgleich ich mich keineswegs zum Verteidiger ſtrafbarer

lungen aufſchwingen will, te ich nur Kritik üben an der

d r r Juſtiz n e r rdem Gewiſſen und an der Einrichtung derdie eher als „Verſchlechterungsanſtalten“ und Wiör en
zu bezeichnen ſind. Fern liegt es mir auch, Gefühlsduſelei z
predigen ſogen. Verbrechern gegenüber. Jm enteil, die Geſell
ſchaft muß verſuchen, die Unglücklichen, die unter beſtimmten Vor
ausſetzungen entglitten ſind, zurückzuführen in die Arme des
Rechts und der Ordnung. Jch kann es mir gut denken, daß ſolche
arme Mitmenſchen zu retten ſind! Sollte es nicht möglich ſein,
Beſſerungsanſtalten zu errichten? Anſtalten, wo jeder nach ſeinem
Können Beſchäftigung findet, wo Luſt und Liebe zur Arbeit den
Menſchen anerzogen wird? Wo ſie im regſten Verkehr mit der
Außenwelt ſtehen Durch Zeitungen, Briefe, Beſuche der Ange
hörigen uſw. Wo ihnen Sing-, Turn und andere Frei- und
wirkliche Erholungsſtunden gegönnt werden? Z. B. Beſuch von
Konzerten, guter Kinos und Theaterſtücke, damit ſie ſich auf ſich
ſelbſt beſinnen können? Mit einem Wort: wo ihnen ein menſch
liches Daſein ſicher iſt! Selbſtverſtändlich müſſen dann auch menſch-
lich Denkende die Aufſicht übernehmen, chriſtlich Fühlende und
Handelnde die Erziehung beeinfluſſen (und keine noch ſo ſtrammen,
altgedienten Soldaten, die kein Verſtändnis für jene Unglücklichen
haben können).

Dieſe Ausführungen werden bei vielen Widerſpruch finden,
beſonders in den Schichten, die das geringſte Kontingent für die
Zuchthäuſer ſtellen, die gar kein Verſtändnis haben für die unteren
und unterſten Schichten unſeres Volkes, die nur durch Standes-
erziehung und böſe Nachbarn auf den Weg, den Recht und Sitte
vorſchreiben, getrieben werden, die keine n haben von dem
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oft zerriſſenen und zerklüfeten Familienleben unſerer arbeitenden
Volksgenoſſen. Jhnen aber, die Recht, Sitte, Kirche und Geiſt
lichkeit gepachtet zu haben meinen, rufe ich zu: „Liebe deinen

Nächſten wie dich ſelbſt E. A.
Der wolkenbruchartige Regen,

der geſtern nachmittag über unſere Stadt und Umgegend nieder
ging, hat nach vielen Berichten einen erheblichen Sachſchaden
innerhalb und außerhalb der Stadt angerichtet. Verſchiedene
Schaufenſter am Markt, Ranniſche Straße uſw. die zum Teil ſchon
während der Kapptage in Mitleidenſchaft gerieten, ſind durch den
Druck der ungeheuren Regenmaſſen gänzlich zertrümmert worden.
Von den Dächern wurden Ziegel herabgeſchleudert und bei vielen
Häuſern der Stuk von den Fronten abgebröckelt.

Am ſchlimmſten hat der Wirbelwind die Baumallee, welche
zur Peißnitzbrücke führt mitgenommen. Hunderte geſchäftige
Hände waren in den Abendſtunden mit Zerhacken und Zerſägen
der umgeknickten Bäume und abgebrochenen Aeſte oder mit

Heimſchaffen der Beute beſchäftigt. Die Straße glich
einem großen grünen Tevpich. Staunende verſicherten, ſo was
ſei noch nicht dageweſen. Der Chroniker fiel ihnen jedoch mehr-
foch ins Wort und erinnerte daran, daß im Juni 1907 das Un-
wetter hier noch ärger als diesmal gehauſt hat. Das Fehlen der
Kronen an vielen Bäumen iſt Zeugnis dafür. Rieſiger Sach-
ſchaden iſt damals angerichtet worden, da gerade ein großes
Bundesſchießen ſtattfand. Die Verkaufsſtände wie auch Schau-
buden, Karuſſels uſw., ſowohl im Stadtinnern wie auch auf den
außerhalt der Stadt liegenden Feftplätzen, ſind gänzlich zerſtört
worden. Aus den Trümmern einer umgeſtürzten Muſikhalle wurde
die bayeriſche Muſikkapelle zum Teil ſchwer verletzt hervorgeholt.

Kritikert muß werden, daß geſtern nicht behördlicherſeits für
Aufräumung nach dem Sachſchaden geſorgt wurde Jedenfalls
wären dadurch unnütze Verwüſtungen und Plünderungen, beſon-
ders des auf den Wieſen liegenden Heues, vermieden worden.
Bei ſolchen Gelegenheiten ſind ja immer dunkle Elemente bereit,
aus dem Schaden anderer Nutzen für ſich zu ziehen.

Groß ſind auch die Verwüſtungen, die der Sturm an den
Weinbergen angerichtet hat. Rieſige Bäume waren aus der Erde
geholt worden und die ſtehen gebliebenen neigten ſich trauernd
darüber zur Erde.

Ferner ſchlug der Blitz in ein Grundſtück der Triftſtraße,
ohne jedoch zu zünden.

dem

r Wir weiſen an dieſer Stellenoch darauf hin, daß die urſprünglich für heute in Aus-
ſicht genommene Funktionärſitzung erſt am Donners-
tag, den 1. Juli, abends 74 Uhr in „Wilsdorfs Geſell-
ſchaftshaus“, Karlſtr. 14, ſtattfindet.

Deutſcher Metallarbeiterverband. Mittwoch, den 30. Juni,
Verſammlung der Heizungsmonteure, abends
6 Uhr im Volksvark. Donnerstag, den 1. Juli, abends 7 Uhr,
im Volkspark Mitgliederverſammlung. (Nur Mit-
gliedsbuch legetimiert.)

Reichsbund der Kriegsbeſchädigten und Hinterbliebenen
Ortsgrupve Halle. Donnerstag, den 1. Juli, 8 Uhr abends Mit-
gliederver ſammlung der Kriegsbeſchädigten- Abteilung Montag,
den 5. Juli, 8 Uhr abends, Mitglieder- Verſammlung der Hinter-
bliebenen- Abteilung im Verſammlungslokal, „Wilsdorfs Geſell
ſchaftshaus“, Koelſtr. 14. Hochwichtige Tagesordnung, daher Er-
ſcheinen jedes Mitgliedes Pflicht. Mitgliedskarten ſind als Aus-
weis mitzubringen. Am Dienstag, den 6. Juli. nachm. von 31
Uhr ab feiert die Ortsgruppe in der Saalſchloßbrauerei ihr dies-
jähriges Kinderfeſt. Karten hierzu ſind in der Geſchäftsſtelle,
Neue Promenade 3, zu haben

Von unſerem ſtädtiſchen Gaswerk wird ſeit einiger Zeit
ſchwefelſaures Ammoniak hergeſtellt.

Der Steuerabzug bei Hausangeſtellten. Die geſtern aus Ver
ſehen ins Blatt gekommene Rotiz trifft im Jnhalte nicht zu.

Allen Lohn- oder Gehaltsempfängern, die einen Teil desſelben
in Geſtalt von Sachbezigen erhalten, darf vor dem 1. Auguſt nur
10 Prozent von ihrem Barlohn abgezogen werden, ganz gleich-
gültig, wie groß der Teil iſt, den ſie in Geſtalt von Sachbezügen
beziehen. Urſpünglich ſollten wohl 20 Prozent vom Barlohn ab-
gezogen werden können, wenn der Wert der Naturalbezüge größer
war als der Barlohn, aber dieſe Beſtimmung iſt vorläufig bis
zum 1. Auguſt auch aufgehoben worden. Wir bitten die
angeſtellten, dieſes zu beachten.

Aufbringung des einmaligen Fernſprechbeitrages. Es ſind
Klagen darüber laut geworden, daß zahlreiche Fernſprechteilnehmer
Schwierigkeiten haben, den einmaligen Beitrag zum Ausbau desFernſprechnetzes (1000 M. für einen Kanytanſchigß und 200 M.

für jeden Nebenanſchluß) aufzubringen. Die Schwierigkeiten laſſen
ſich beheben. Dem Vernehmen nach ſchweben bereits beim Reichs
poſtminiſterium Verhandlungen mit gemeinnützigen Unterneh-
wungen, die bereit ſind, das Geld auf Antrag zu einem mäßigen
Ueberzins von etwa 3 v. H. der Telegraphenverwaltung für die
Teilnehmer zur Verfügung zu ſtellen.

Die Rückwandererhilfe beginnt in dieſer Woche mit einer
zweiten Hausſemmlung zugunſten der vertriebenen Auslands-
deutſchen. Die erſte hatte im September und Oktober vorigen
Jahres ſtattgefunden, brachte jedoch bei weitem nicht die Mittel
zuſammen, die nötig ſind, um den Vertriebenen aus der größten
Not auch nur etwas herauszuhelfen. Wer irgend kann, zeichne
einen Betrag in die Liſte der Sammlung ein, die in der nächſten
Zeit vorſprechen werden.

Pferderennen zu Halle. Da für das r Rennen dieſes
erordentlich großeJahres, am Sonntag, den 11. Juli, eine au
werden die MitNachfrage nach Logenplätzen ſtattgefunden

gli des üring. Rennvereins ge falls ſie Logen

ner Tat ſoll in Familienzwiſtigkeiten liegen.
Einbruch und Kampf mit den Einbrechern.

der n Nacht um 12 Uhr, wurde der O
der Halles
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dort verſteckt hielten, überfallen.

Zwiſchen Wächter und Einbrechern entſpann ſich ein heftiger
Kampf, bei dem der Wächter mehrere ſtarke läge mit einem
Revolver auf den Kopf und in das Geſicht bekam. Daraufhin
ergriffen ſie die Flucht. Erbeutet hatten ſie noch nichts.

Bad Wittekind. Anläßlich der 74. Wiederkehr des Brunnen-
feſtes findet morgen, Mittwoch, von 7 bis 9 Uhr Frühkonzert vom
Vhilharmoniſchen Orcheſter, bei gutem Wetter nachm. 314—61
Ubr Nachmittags- Konzert vom Philharmoniſchen Orcheſter (mit
Kinderbeluſtigungen aller Art) und Abends 7126 Uhr
Doppelkonzert vom Philharmoniſchen Orcheſter und der Kapelle
des Reichswehr-Landesjäger- Regiments Nr. 32 unter Leitung der
Obermuſikmeiſter Karl Steuer und Willi Büchner ſtatt. Während
des dritten Teiles im Abendkonzert wird von der pyrotechn.
Kunſtanſtalt G. H. Pfeiffer ein Pracht- Feuerwerk abgebrannt
(Siehe Anzeige.)

Brunnerts Hofjäger. Mittwoch abend 7 Uhr findet großes
ZitherKonzert, ausgeführt vom Zither-Verein „Arion,, ſtatt.

Gewertſchaftliches.

Die Organiſation der behördlichen Angeſtellten.
Uns geht folgende Zuſchrift zu:
Jn der Sonnabendnummer der „Volksſtimme“ brachten Sit

einen kleinen Aufſatz über die Organiſation der behördlichen An-
geſtellten, der nicht ganz den Tatſachen entſpricht. Jch erlaube
mir denſelben hiermit richtig zu ſtellen:

Der Gewerkſchaftsbund der Kommunalbeamten und -ange
ſtellten iſt keine Organiſation eines Einzelſtandes oder Berufes,
ſondern iſt der, nach langen Verhandlungen, endlich zuſtande
gekommene Zuſammenſchluß nachſtehender Verbände:

1. Verband der Kommunalbeamten und aangeſtellten
Preußens.

2. Bund techniſcher Angeſtellten und Beamten

3. Deutſcher Düſſeldorf.4. Verband deutſcher Polizeibeamten.
5. Verband deutſcher Berufsfeuerwehrmänner.
Zweck dieſes Zuſammenſchluſſes iſt die einheitliche Jntereſſen

rertretung der geſamten Kommunalbeamten- und Angeſtellten.
ſchaft und die Abwehr von Zerſplitterungen.

Wenn nun der Z d. A., wie er angibt, die Jntereſſen der
dauerndangeſtellten Bürobeamten bei den Kommunen vertritt,
ſo nimmt es mich umſomehr wunder, daß ſeiner Berliner Zentrale
bis heute noch nicht den Anſchluß an den Gewerkſchaftsbund
gefunden hat, oder ſind wir ihm nicht radikal

(P. S. Die unter 2 und 3 angeführten Verbände arbeiten
übrigens ſchon in der „Afa“ mit dem Z. d. A. zuſammen.)

Vermiſchtes.
Für Preisabbau. Der „Vorwärts“ berichtet über gewaltige

Demonſtrationen der Arbeiterbevölkerung in Frankfurt zu Gunſten
des Abbaues der Lebensmittelpreiſe.

Ein Jrrfinniger am Grabe. Eine unangenehme Entdeckung
machten Frauen auf dem Heidelberger Friedhof. Sie
fanden an einem offenen Grab einen jungen Mann, der den
Sarg erbrochen hatte und die Gebeine des Verſtorbenen am Grab
rend ſortierte. Er erklärte den Frauen, daß er keine
Fleiſchmarken habe und ſich daher ſein Fleiſch ſelbſt be
ſchaffen müſſe. Der Friedhofswärter veranlaßte die Verhaftung
des Jrrſinnigen, der aus Stuttgart gebürtig iſt, und der das Grab
ſeines eigenen, vor zehn Jahren verſtorbenen Großvaters geöffne;

gleines Feuilleton

An die Freunde der Kammermuſik in Halle.
Nachdem das Halleſche SFreichquartett in einer Reihe

von Abenden Werke von Haydn, Mozart, Beethoven
Schubert, Schumann, Mendelsſohn geboten haben, bring
die V. Kammermuſik (Donnerstag, den 1. Juli, abends
8 Uhr in der Loge zu den 5 Türmen) mit A. Dvorak
Op. 51 Streichquartett Es-Dur und K. Brahms Op.51
Nr. 2 Streichquartett A-Moll den Uebergang zur Mo-
derne, um mit der VI. Kammermnſik (im Laufe des Juli
H. Pfitzner Op. 13 Streichquartett D-Dur, M. Reget
Op. 109 Streichquartett EsDur die erſte Reihe der Halle
ſchen Kammermuſik-Abende zu beſchließen.

Um die Foridauer der Halleſchen Kammermuſik
Abende wirtſchaftlich zu ermöglichen, iſt es dringend ge
boten, die Abende regelmäßig zu beſuchen und der
Kammermuſik immer neue Freunde zuzuführen. Mögen
erade die mit ſo viel Luſt und Liebe und ſo viel Muſik
reudigkeit ſtudierten Werke von Dvorak und Brahms

am 1. Juli trotz der vorgerückten Jahreszeit vor einem
vollen Hauſe dargeboten werden und den r des
Goethewortes ren laſſen: „Jn Euch lebe die bildende
Kraft, die das Schönſte, das Höchſte hinauf über die
Sterne, das Leben trägt!“

Wer mit Dvorak und Brahms ſich zu Schönheiten
führen laſſen will, iſt herzlichſt eingeladen. Karten zu
2 bis 5 Mark (ohne Steuer), Studenten und Schület
1 Mark weniger.

Stadttheater. Heute Dienstag, abends 6 Uhr, gelangt Was
ners „Die Meiſterſinger von Nürnberg“ mit Kammerſänget
Friedrich Plaſchte als Hans Sachs zur Aufführung. Mittwoh
abends 724 Uhr wird Leſſings „Emilig Galotti“ wiederbolt.
Donnerstag „Die Bürger von Calgis“. Freitag, abends 7 UVIII. Konzert (III. Konzert der Robert a er be
„Die Jahreszeiten“ von Haydn, unter Leitung von Profeſſot
Alfred Rahlwes. Soliſten: Milda Hornickel, Hans Liß mann
Leipzig, Dr. Hans Joachim Moſer, Halle, Ehor: Die Robert
FranzSingakademie. Die Freitag-Stammkarten gelten am S
bend zur Aufführung des Luſtſviels: „Als ich noch im Be
kleide“. Sonntg nachmittag Volksvorſtellung „Tartüff“, Son
tag abend „Die Meiſterſinger von Nürnberg“.

Operette im Apollo-Theater. Am Donnerstag, den 1. Jrg
wird im ApolloTheater eine Operetten Geſellſchaft das Kölng
Metropolthegater, ſeinen Einzug halten und zwar
ſ Gaſtſpiel mit der Aufführung der Operette „„Grist
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